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Beginn der Sitzung: 12 Uhr 4 Minuten 

Präsident Ing. Anton Nigl: Ich e r ö f f n e die 
520. Sltzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 519. Sitzung des 
Bundesrates vom 5. Oktober 1989 ist aufgelegen, 
unbeanstandet geblieben und gilt daher als geneh
migt. 

Kr CI n k gemeldet haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Dr. Vincenz Liechtenstein und 
Kar! Litschauer. 

E n t s eh u I d i g t hat sich das Mitglied des 
Bundesrates Gebhard Arbeiter. 

Ich begrüße den im Hause erschienenen Herrn 
Bundesminister Ing. Harald Ettl recht herzlich. 
(Allgemeiner Beifall. i 

Einlauf 

Präsident: Eingelangt sind Schreiben des Präsi
denten des Landtages von Niederösterreich. des 
Ersten Präsidenten des Oberösterreichischen 
Landtages. des Präsidenten des Kärntner Landta
ges sowie des Präsidenten des Vorarlberger Land
tages betreffend rVlandatsveränderungen im Bun
desrat. 

Ich ersuche die Schriftführerin um Verlesung 
dieser Schreiben. 

Schriftführerin Johanna Schicker: 

"An den Präsidenten des Bundesrates, Herrn 
Ing. Anton Nigl 

Betrifft: Wahl eines Ersatzmannes des Bundes
rates 

Durch die Berufung von Herrn Mag. Helmuth 
Weiss in den Nationalrat und das Nachrücken des 
Ersatzmannes Karl Schwab auf das Bundesrats
mandat (Bundesrat Sc h ach 11 er: Das ist Schnee 
\'011 I'Orgeslem.'i ist die Wahl eines Ersatzmannes 
des Bundesrates notwendig geworden. Der Nie
derösterreichische Landtag hat daher auf Vor
schlag des Niederösterreichischen Landtagsklubs 
der Freiheitlichen Partei in seiner Sitzung am 
12. Oktober 1989 Herrn lng. Wilhelm Weinmei
er, Techniker, wh. 3204 Kirchberg/Pielach, Sols
straße 42/9, zum Ersatzmann des Bundesrates ge
wählt. 

Die Kanzlei des Bundesrates wurde zu Handen 
des Herrn Direktors des Bundesrates, Parla
mentsvizedirektor Dr. Konrad Atzwanger, ver-

ständigt. Ebenso wurde das Bundeskanzleramt. 
Sektion V/2. von der Wahl in Kenntnis gesetzt. 

Der Präsident des Landtages von Niederöster
reich 

Franz Romeder" 

.,Der Oberösterreichische Landtag hat in seiner 
Sitzung am 12. Oktober 19S9 gemäß Art. 35 
Ab<;. I des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1929 und Art. 22 des Oberösterrei
chischen Landes-Verfassungsgesetzes 1971 eine 
0iachwahl durchgeführt. 

Es wurden gewählt: 

als Ersatzmitglied: 

a.n erster Stelle Dr. Hans Wöckinger. geb. 
8. vlai 1943, Angestellter. 4312 Ried i. cl. Ried
ma.rk 140, 

a.ls Mitglied: 

an zehnter Stelle: Dr. Günther Hummer, geb. 
17. November 1939, Landesbeamter, 4910 Riecl i. 
1.. Hohenzellerstr. ~B., 

als Ersatzmitglied: 

an zehnter Stelle: Dr. Irene Dyk, geb. 29. Au
gust 1947. Universitätslehrer, 4040 Linz, Kar! 
Renner Straße -1-. 

Bemerkt wird, daß diese Wahl - wie bereits 
mit Fernschreiben vom 28. September 1989 ange
kündigt worden ist - notwendig war. da das von 
Oberösterreich an zehnter Stelle in den Bundes
rat entsandte Mitglied Manfred Krendl sein Man
dat als Mitglied des Bundesrates zurückgelegt, 
dessen Ersatzmitglied Dr. Irene Dyk auf die 
l'\achfolge auf das freigeworclene Bundesratsman
dat verzichtet hat und das Ersatzmitglied des 
Bundesrates loset Baldinger-Humer verstorben 
ist. 

Ablichtungen der Verzichtserklärungen von 
Manfred Krendl und Dr. Irene Dyk liegen bei. 

Der Erste Präsident 

lohanna Preinstofer" 

Ein Schreiben des Präsidenten des Kärntner 
Landtages: 

"Sg. Herrn Präsidenten des Bundesrates Ing. 
Anton Nigl 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

Herr Bundesrat Komm.Rat Rupert Schiffrer 
hat mit Schriftsatz vom 27. 10. 1989 mitgeteilt, 
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Schriftführerin Johanna Schicker 

daß er mit Wirkung des Ablaufs des 29. Oktober 
1989 auf die Ausübung seines Mandats als ~lit
glied des Bundesrates verzichtet. Ihm folgt das 
vom Kärntner Landtag bereits gewählte Ersatz
mitglied Herr Gemot Rumpold. Tschinowitscher
weg 5217.9500 Villach. nach. 

Ich darf daher mitteilen. daß an der Sitzung des 
Bundesrates am 30. Oktober 1989 der Letztge
nannte teilnehmen wird und von mir mündlich 
eingeladen wurde. bereits um 12.00 Uhr zur An
gelobung in Wien anwesend zu sein. 

Die Wahl eines neuen Ersatzmitgliedes des 
Bundesrates für Herrn Gernot Rumpold ist in der 
Landtagssitzung am 7. November 1989 vorgese
hen. Davon werde ich Sie sofort in Kenntnis set
zen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Unterrieder" 

"An die Parlamentsclirektion 

Betrifft: Neuwahl der Vorarlberger Bundesräte 

Der XXV. Vorarlberger Landtag hat in seiner 
1. Sitzung in diesem Jahr am 24. Oktober 1989 
folgende Mitglieder und Ersatzmitgliecler des 
Bundesrates gewählt. 

1. Bundesrat: Ing. Georg Ludescher. Elek
trounternehmer, Schützenstraße 2.6832 Röthis 

Ersatzmitgliecl: Wilhelm Gantner. Unterneh
mer. Batloggstraße 1010, 6780 Schruns 

2. Bundesrat: Jürgen Weiss, Landesparteisekre
tär der ÖVP, Froschauergasse 4.6900 Bregenz 

Ersatzmitglied: IIse Giesinger. Unternehmerin. 
im Dorf 22.6842 Koblach 

3. Bundesrat: Mag. Herben Bösch, Beamter. 
Auf der Matte 36. 6900 Bregenz 

Ersatzmitgliecl: Kleopatra Loretz, Angestellte, 
6780 Bartholomäberg Nr. 640 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Bertram Jäger 

Angelobung 

Präsident: Die neuen beziehungsweise wieder
gewählten Bundesräte sind im Hause anwesend. 
Ich werde daher sogleich ihre Angelobung vor
nehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch die 
Schriftführung wird die Angelobung mit den 
Worten "Ich gelobe" zu leisten sein. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle
sung der Gelöbnisformel und anschließend um 

den Namensaufruf. (Schriftfiihrerin Johanna 
5 chi c k e r verliest die Gelöbnisformet. - Die 
Bundesräte Mag. Herbere Bös c h. Dr. GiilU}zer 
H II m m e r, Ing. Georg L II des ehe r, Gemot 
R II f1l pol d, Karl Sc h IV a blind Jiirgcll We iss 
leislen die Allgelobll1zg mit den Worten "Icfz gelo
be".) 

Präsident: Ich begrüße die neuen beziehungs
weise wiedergewählten Mitglieder des Bundesra
tes recht herzlich in unserer Mitte. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Einlauf 

Präsident: Eingelangt sind drei Schreiben des 
Bundeskanzleramtes betreffend Ministervertre
tungen. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle
sung dieser Schreiben. 

Schriftführerin Johanna Schicker: 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 29. Septem
ber 1989, Zl. 1005-12/11. folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini
sters für Wissenschaft und Forschung Dr. Erhard 
Busek vom 28. bis 31. Oktober 1989 den Bundes
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. 
Wolfgang Schüssel mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmüller 

Ministerialrat" 

"Der Herr Bundespräsident hat am 10. Okto
ber 1989, Zl. 1005-09/40, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini
sters für Unterricht, Kunst und Sport Dr. Hilde 
Hawlicek innerhalb des Zeitraumes vom 
22. Oktober bis 1. November 1989 den Bundes
minister für Inneres Dr. Franz Löschnak und am 
14. November 1989 den Bundesminister für Ar
beit und Soziales Dr. Walter Geppert mit der 
Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmüller 

520. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 32

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 520. Sitzung - 30. Oktoher 1989 23389 

Schriftführerin Johanna Schicker 

Ministerialrat" 

"Der Herr Bundespräsident hat am 20. Okto
ber 1989, Zl. 1005-02/6. folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini
sters für Föderalismus und Verwaltungsreform 
Vizekanzler Dipl.-Ing. losef Riegler am 29. und 
30. Oktober 1989 den Bundesminister für Land
und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Franz Fischler 
und am 2. November 1989 den Bundesminister 
für auswärtige Angelegenheiten Dr. Alois Mock 
mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Mayer 

Sektionschef" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt sind ferner jene Beschlüsse des Na
tionalrates, die Gegenstand der heutigen Tages
ordnung sind. 

Ich habe diese Beschlüsse den in Betracht kom
menden Ausschüssen zur Vorberatung zugewie
sen. 

Im Hinblick darauf sowie mit Rücksicht auf ei
nen mir zugekommenen Vorschlag. von eier 
24stündigen Aufliegefrist Abstand zu nehmen. 
habe ich alle diese Vorlagen auf die Tagesord
nung der heutigen Sitzung gestellt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
mit der Abstandnahme von der 24stüneligen Auf
liegefrist der Ausschußberichte einverstanden 
sind, um ein Handzeichen. - Dies ist S tim -
m e n ein hel I i g k e i t. 

Der Vorschlag ist mit der nach § 44 Abs. 3 GO
BR erforderlichen Zweidrittelmehrheit angenom
men. 

1. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
18. Oktober 1989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz ge
ändert wird (1044 und 1053/NR sowie 3738/BR 
der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages
ordnung ein und gelangen zum 1. Punkt: Ände
rung des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes. 

Die Berichkt'stattung hat Herr Bundesrat 
Franz Kampichler übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Franz Kampichler: Sehr ge
ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine geschätzten Damen und Herren! Mit 
1. September 1989 wird an den Polytechnischen 
Lehrgängen der Unterricht in Informatik einge
führt. Ferner soll der Unterricht im Informatik
bereich teils mit 1. September 1989, teils mit 
I. September 1990 in den 3. und 4. Klassen der 
Hauptschulen eingeführt werden. Im Geltungsbe
reich des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes, 
BGB\. NI'. 30211 984, gibt es jedoch keine Berück
sichtigung des Arbeitsaufwandes für die Verwal
tung der für elen Informatikunterricht erforderli
chen Cnterrichtsmittel. 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbeschluß 
des \ationalrates soll deshalb für die Verwaltung 
der Unterrichtsmittel, die Betreuung und Unter
stützung der Lehrer und die Führung einer Fach
bibliothek für elen Informatikbereich eine zusätz
liche Verminderung der Lehrverpflichtung in das 
Laneleslehrer-Dienstrechtsgesetz eingebaut wer
den. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli
che Vorlage in seiner Sitzung vom 30. Oktober 
1989 in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Unter
richtsausschuß somit den A n t I' a g, der Bundes
rat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
18. Oktober 1989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz ge
ändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. Zu 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Ing. Au
gust Eberhard. Ich erteile ihm dieses. 

/2.r 

Bundesrat lng. August Eberhard (ÖVP, Kärn
ten): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundes
minister! Geschätzte Damen und Herren! Die 
Einführung elektronischer Informations- und 
Kommunikationstechniken hat unsere Berufs
und Arbeitswelt in einer Weise verändert, die weit 
über frühere technische Errungenschaften hin
ausgeht. 

Diese technische Entwicklung der letzten Jahr
zehnte hat natürlich auch vor den Toren der 
Schulen nicht haltgemacht, sondern hat vielmehr 
auch im schulischen Bereich ihren Niederschlag 
gefunden. Unsere Schulen haben elie Aufgabe, 
elen jungen Menschen auf das spätere Berufsleben 
entsprechend vorzubereiten. In unserem Schulsy
stem wäre es dringend notwendig, in der schuli
schen Ausbildung vermehrt den allgemeinen Be
dürfnissen und den Bedürfnissen der Wirtschaft 
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Ing. August Eberhard 

Rechnung zu tragen und darauf entsprechend 
Rücksicht zu nehmen. 

Ich glaube aber, daß die Einführung des Infor
matikunterrichtes an Polytechnischen Lehrgän
gen und in der dritten und vierten Klasse unserer 
Hauptschulen sowie auch in den Unterstufen der 
AHS ein sehr wesentlicher Beitrag dazu ist. 

Die Hereinnahme der EDV in unsere Schulen 
ist wohl die bedeutendste Einbindung von Tech
nologie in das Unterrichtsgeschehen. Es handelt 
sich dabei um einen. wie ich meine. zeitgemäßen 
und zukunftsorientierten Schritt an unseren 
Schulen. Damit setzen wir sicher eine beispielge
bende Tat und finden so im Technologiebereich 
auch Anschluß an Europa. 

Meine Damen und Herren! Es ist erfreulich. 
daß die Informatik überall dort, wo sie bereits im 
Unterricht Eingang gefunden hat. Begeisterung 
bei den Schülern und auch bei den Lehrern her
vorruft. Es haben sich kaum jemals so viele Schü
ler auf freiwilliger Basis für zusätzlichen Unter
richt angemeldet. wie es gerade bei diesem EDV
Unterricht oder Informatikunterricht der Fall ist. 
Auch von der Lehrerseite her besteht große Be
reitschaft zu einer Lehrerfortbildung. 

Es ist eine von einer ganz besonderen Motiva
tion getragene pädagogische Aufbruchsstimmung 
und -bewegung festzustellen, sicher verursacht 
durch die mit dieser Technologie gekoppelte Her
ausforderung des einzelnen mit sehr bald meßba
ren Erfolgen. 

Für den Informatikbereich genügt natürlich 
nicht bloß die Verwaltung von Unterrichtsmit
teln. Es bedarf wegen der Struktur des Informa
tikunterrichtes einer besonderen Betreuung der 
Lehrer durch fachkundige Lehrer im Sinne der 
Funktion eines Koordinators. 

Darüber hinaus ist die Führung einer Fachbi
bliothek - damit ist vor allem die Programmbi
bliothek gemeint - notwendig. Für diese Verwal
tung und Betreuung ist für Lehrer eine Reduzie
rung der Lehrverpflichtung vorgesehen und mei
ner Meinung nach auch notwendig. Die Abgel
tung mit 1.5 Wochenstunden scheint mir ange
messen und auch gerechtfertigt zu sein. Wenn die 
Kosten dieser Novelle im Jahre 1989 mit 2,7 Mil
lionen Schilling, 1990 mit 16,2 Millionen Schil
ling und 1991 mit 32.4 Millionen Schilling bezif
fert werden, dann. muß ich sagen, muß uns das 
unsere Jugend wert sein, denn Investitionen in die 
Bildung sind doch Zukunftsinvestitionen. 

Als Lehrer und Personalvertreter freue ich 
mich über dieses Bundesgesetz, mit dem das Lan
deslehrer-Dienstrechtsgesetz geändert wird. Wir 
haben nämlich im landwirtschaftlichen Schulbe
reich auch den Wunsch angemeldet. daß Lehrer 

für die Verwaltung und Führung einer Pro
grammbibliothek für den Informatikunterricht 
auch eine entsprechende Abgeltung in Form ei
ner Lehrverpflichtungsermäßigung erhalten. 

Im Nachziehverfahren - davon bin ich über
zeugt - wird es jetzt sicher leichter sein, diesem 
berechtigten Wunsche der Landwirtschaftslehrer 
auch Rechnung zu tragen. 

Es wird aber auch dringend notwendig sein. 
daß - aufbauend und als Fortsetzung des Infor
matikunterrichtes an Pflichtschulen - an den 
weiterführenden Schulen neue Überlegungen an
gestellt werden, wobei ich stellvertretend hier den 
landwirtschaftlichen Fachschulbereich erwähnen 
darf. 

Ich glaube, daß Informatik in den landwirt
schaftlichen Fachschulen aufgrund der neuen Si
tuation in Hinkunft als Pflichtgegenstand einge
führt werden müßte. - Danke. (Beifall bei ÖVP 
wut SPÖ.) I :!.:!i 

Präsident: Als nächster hat sich Herr Bundes
rat Mag. Kulman gemeldet. Ich erteile ihm das 
Wort. 

1:! . .?3 •• 
Bundesrat Mag. Alexander Kulman (SPO. Bur-

genland): Werter Herr Präsident! Herr Bundes
minister! Geschätzte Damen und Herren des 
Bundesrates! Die Änderung des Landeslehrer
Dienstrechtsgesetzes konfrontiert uns wieder ein
mal mit der Tatsache, daß das Unterrichtswesen 
und die Anforderungen an eine moderne Schule 
einem ständigen Wandel unterworfen sind. Jeder 
von uns kennt wohl die Schulweisheit, daß wir 
nicht für die Schule. sondern für das Leben ler
nen. Während Eltern LInd Lehrer diesen Aus
spruch als Motivation für lernunwillige Schüler 
zitieren, wird die Sinnhaftigkeit dieser Aussage 
von den betroffenen Schülern eher angezweifelt. 

Nun mag es stimmen, daß einiges vom angebo
tenen Lehrstoff nur eine unnötige Belastung dar
stellt und keinerlei praktische Bedeutung für das 
spätere Berufsleben hat. Die vorliegende und 
heute zu behandelnde Gesetzesänderung jedoch 
betrifft einen Unterrichtszweig, der sowohl pra
xisbezogen als auch zukunftsweisend ist: Es geht 
um den Informatikunterricht. 

Die Einführung des EDV -Unterrichtes an 
Pflichtschulen und an Polytechnischen Lehrgän
gen ist eine notwendige Antwort auf die Anforde
rungen, die eine moderne Wirtschaft und Indu
strie an das Bildungswesen stellen. Es gibt heute 
kaum einen Bereich in Wirtschaft und Industrie. 
der ohne dieses technische Hilfsmittel elektroni
sche Datenverarbeitung auskommt. 

Außerdem zeigt die Arbeitsmarktforschung, 
daß diejenigen, die auf diesem Gebiet geschult 
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sind beziehungsweise Erfahrung mitbringen, bes
sere Berufschancen haben als solche, die sich mit 
dieser Materie noch nicht vertraut gemacht ha
ben. 

Der Informatikunterricht an den Pflichtschulen 
ist eine Errungenschaft, die mit vielen Vorteilen 
verbunden ist. Die Schulabgänger erhalten eine 
zukunftsorientierte Ausbildung, sie haben dem
nach auch persönlich bessere Berufschancen, und 
schließlich erhält die Wirtschaft Arbeitskräfte, 
die leichter in den Arbeitsprozeß eingegliedert 
werden können. 

Dem Alter der Schüler entspricht außerdem 
die Neigung, diese Technologie zu erlernen. Da 
schon auf dem Spielwarensektor zahlreiche Spiele 
angeboten werden. die computerunterstützt sind. 
kann man auch in diesem Fall von einem spieleri
schen Lernen sprechen. Bestimmt ein Zustand. 
den sich alle Pädagogen wünschen. 

Allerdings wird die Einführung des Informatik
unterrichts auch von einigen Hindernissen beglei
tet. Zunächst müssen die erforderlichen Geräte 
angeschafft werden. Da in den meisten Fällen die 
Gemeinden die Schulerhalter sind. müssen auch 
die Kosten für die Geräte und die Räumlichkeiten 
von den Gemeinden getragen werden. Bei der 
prekären finanziellen Situation der meisten öster
reichischen Gemeinden ist das ein nicht immer 
leichtes Unterfangen. 

Zum zweiten benötigt man für einen guten In
formatikunterricht auch entsprechend ausgebil
detes Lehrpersonal. Auch da wird es noch einige 
Zeit dauern, bis die Schulen. bis die Lehrer in der 
Lage sind. diesen Anforderungen zu entsprechen. 

Die heute zu beschließende Gesetzesänderung 
wird zunächst einmal die formalrechtlichen Vor
aussetzungen schaffen. Als Abgeltung für die 
Verwaltung der entsprechenden Unterrichtsmit
teL die Betreuung und Unterstützung der Lehrer 
und die Führung einer Fachbibliothek für den In
formatikbereich soll eine Verminderung der 
Lehrverpflichtung um 1,5 Stunden in das Landes
lehrer-Dienstrechtsgesetz eingebaut werden. Die 
Kosten für diese Gesetzesänderung belaufen sich 
in den nächsten drei Jahren auf zirka 50 Millio
nen Schilling. Dazu kommen noch die Anschaf
fungskosten für die Geräte und für die Räumlich
keiten. die zirka 340 Millionen Schilling ausma
chen und die vom Bund und von den Gemeinden 
getragen werden. 

Ich bin der Meinung, daß vor allem auf diesem 
Unterrichtsgebiet eine Partnerschaft zwischen 
Wirtschaft und Schule sinnvoll und für beide Sei
ten von Vorteil wäre. Denn besser ausgebildete 
junge Menschen kommen der Wirtschaft zugute. 
während eine materielle oder finanzielle Unter-

stützung der Schulen durch die Wirtschaft die öf
fentliche Hand entlasten könnte. 

Außerdem wäre es wünschenswert. wenn in der 
Wirtschaft eine entsprechend hohe Anzahl an Fe
rialsteIlen angeboten würde. um den jungen Men
schen auch die außerschulische Weiterbildung zu 
ermöglichen. 

Ich könnte mir auch vorstellen. daß die Fortbil
dung der Lehrer durch die Wirtschaft übernom
men wird. durch Betriebe. die auf EDV-Basis ar
beiten. Diese könnten ohne weiteres Ausbil
c1ungsstellen anbieten, die für das Lehrpersonal. 
welches den Informatikunterricht durchführt. zur 
Verfügung gestellt werden könnten. 

Schließlich bin ich auch der Meinung. daß die 
vorhandenen Geräte. die in den Pflichtschulen 
stehen. nicht nur für den schulischen Bereich 
Verwendung finden sollten, sondern auch in der 
Erwachsenenbildung eingesetzt und für e1ie über
betriebliche Weiterbildung eier Arbeitnehmer 
verwendet werden sollten. 

Zum Schluß kommend möchte ich noch einmal 
betonen. daß die Einführung des Inforl11atikun
terrichts an Pftichtschulen positiv zu bewerten ist, 
cbß es eine sinnvolle. für die Zukunft gedachte 
Investition ist und daß auch diese Änderung des 
Landeslehrer-Diensrechtsgesetzes damit berech
tigt ist. Deshalb wird die SPÖ diesem Antrag zu
stimmen. (Allgemeiner Bei/all.) 12311 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet ist 
\-hg. Georg Lakner. Ich erteile es ihm. 

12.;11 .. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner . (FPO. Salz
burg): Herr Präsident! Herr Minister! Hohes 
Haus! Wenn es sich um eine Mehrdienstleistung 
handelt. dann muß man eine finanzielle Abgel
tung befürworten, man muß aber auf drei Dinge 
5chauen: Man muß darauf schauen, ob diese Ab
geltung leistungsgerecht ist. Es handelt sich da 
um eineinhalb Abschreibstunden. das heißt, der 
Lehrer bekommt ja nichts bezahlt. er muß nur 
weniger arbeiten. Und da gibt es noch Variatio
nen mit Poly ... und so weiter. Es ist also prak
tisch für den Lehrer nur eine gewisse erhöhte 
Chance. zu Überstunden zu kommen. die besser 
bezahlt sind, aber von einer direkten Abgeltung 
kann eigentlich nicht die Rede sein. 

Im übrigen werden Kustodiate in einer Pflicht
schule meines Wissens mit einer Lehrverpflich
tungsermäßigung von einer halben Stunde abge
golten, etwa Physik. allerdings auch die Schulgar
tenbetreuung und so weiter. Da gibt es sicher ver
schiedene Gewichtungen. 

Es ist dann zu untersuchen, ob durch diese Be
treuung eine Mehrarbeit entsteht. Ich frage mich 
einmal, wo und wie diese Mehrarbeit. die dem 
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Lehrer zukommt, geregelt ist. Gut. er wird sich 
um die Hardware kümmern müssen. Ich weiß 
nicht, wird die Hardware dann in einem geson
derten Raum stehen? Werden es transportable 
Geräte sein? Ist der Koordinator dann auch be
reit, die Verantwortung für diese Geräte zu über
nehmen? Denn die Gemeinden wird das einiges 
kosten. (Bundesrat S (r Li (Z e nb erg er: Muß er 
wolzf.1) Das hoffe ich. Dann ist es ja gerechtfertigt. 
Ich wäge nur ab, Herr Präsident. 

Was macht er mit der Software? Wird er sich 
auch um elie Software kümmern? Nur. was ich 
gehört habe. gibt es gar keine entsprechende Soft
ware. Jetzt stellt sich die Frage: Worum kümmert 
er sich da? - Aber vielleicht kümmert er sich 
auch darum. daß die entsprechende Software 
kommt. (Bwldesrat Sc h 11 eh n e r: Vielleicht 
kann er es auch selber schreiben.') Dann sind aber 
1.5 Stunden fast zuwenig, Herr Kollege, wenn er 
die Software auch noch schreibt. (Blll1desrar lng. 
Pe J1 z: Wofür silld Sie jew?) Ich wäge ab, Herr 
Kollege. Ich komme sicher zu einer Conclusio. 
Haben Sie noch ein bißehen Geduld, hören Sie 
mir noch ein bißchen zu! Er wird sich um die 
Literatur kümmern, okay. 

Wenn wir das in ein Kasterl stellen. dann würde 
ich sagen. nun ja. das ist ein Kustodiat etwa in der 
Wertigkeit von einer halben Stunde wie Physik. 
nicht wesentlich mehr Arbeit. außer er schreibt. 
wie der Herr Kollege richtig sagt, die Software. 
okay. 

Zweitens ist ja in diesem Entwurf eine gewisse 
Koordinationsrolle vorgesehen. Er soll sozusagen 
die Kollegen betreuen. er soll ihnen Hilfe bieten. 
Ich frage mich: Auf welcher Grundlage tut er 
das? Das tut er so im freien Raum, oder ist das 
geregelt'? Ich habe jedenfalls keine diesbezügliche 
Regelung gefunden. Er wird ja viel zu koordinie
ren haben. 

Da gibt es einmal die Einführungswochen. wo 
das Computer-Instrumentarium den Schülern na
hegelegt werden soll. Da hat er schon einmal sehr 
viel zu tun, das sind zwei Wochem, was ich weiß, 
und die werden hoffentlich gestaffelt abgehalten, 
denn wenn die für alle Klassen zur gleichen Zeit 
angesetzt sind, dann wird es ein Chaos geben. Er 
wird die Trägerfächer zu beurteilen haben, das 
sind Deutsch, Englisch. Mathematik et cetera. 
Das wissen Sie ohnehin. Warum gerade diese. fra
ge ich mich. 

Die Frau Minister - ich bitte Sie, ihr das aus
zurichten, Herr Minister - hat gemeint, mit dem 
EDV-System könnte man so schön Grammatik 
transportieren. Ja, sicher, ich hoffe, man kann 
auch Biologie und Geographie und so weiter 
transportieren. Ob die Grammatik gerade ein be
sonderer Grund ist, aber darauf komme ich noch 
zu sprechen. 

Immerhin haben die Leistungsruppen ohnehin 
schon ihre Schwierigkeiten mit der Koordination 
der einzelnen Gruppen, mit der Erstellung der 
Stundenpläne und so weiter. Allerdings haben sie 
den Vorteil - ich wäge schon wieder ab -, sie 
sind zahlenmäßig kleiner, weniger Schüler in den 
Leistungsgruppen. Aber das, finde ich. ist noch 
nicht ganz ausdiskutiert. 

Die dritte Koordinationssache. elie er zu betreu
en hat. werden die unverbindlichen Cbungen 
sein. Die werden ja vermutlich, so schätze ich das 
ein, den größten Teil ausmachen. 

Nun. mit einem Wort, die eineinhalb Stunden 
sind irgendwo zuviel für ein bloßes Kustodiat, ir
gendw~ zuwenig, wenn ihm wirklich all diese Ar
beiten aufgelastet werden. 

Jetzt darf ich einen kleinen Sidestep machen. 
Ich habe so schön übergeleitet. Das ist ein sehr 
wichtiger Job, dieser Koordinator an der Schule. 
so ähnlich wie jetzt bei den Leistungsgruppen. 
Wird diese Position auch dann so objektiv verge
ben, wie es bei uns in Salzburg jedenfalls üblich 
ist: zehn Schwarze, fünf Rote? (Bwldesrat 
S ( I' II tz C II bel' ger: Eill paar Blalle kommcn 
jetzt allch dazu/) Weiß ich nicht; ich wäge ja ab. 
(Blllldesrac S (r Lil z C fl be r ger: Wegen der Aus
geIVogenheit.' Sie WH Ja abwägeIl.' ) Ist gut. 

Gibt es Computerkustodiate auch in dieser Ab
wägung? Ich wunderte mich, als ich Herrn Vize
kanzler Riegler sagen hörte, daß es in Salzburg 
eine Objektivierung gibt. Ich habe noch nichts 
Derartiges festgestellt. und ich bin im Landes
schulratskollegium. 

Aber eines hat mich sehr gefreut, und das 
möchte ich da anmerken: Der Herr Vizekanzler 
hat gesagt, er halte es für unvereinbar und er wer
de dafür sorgen, daß der Präsident des Landes
schulrates nicht auch ein Mandat bekleiden kann. 
Das war eine Aussage. deren Realisierung ich 
wirklich als einen guten, gelungenen Schritt in 
Richtung Objektivierung ansehe. 

Ich darf aber nach diesem Seitenhieb wieder zu 
meinem eigentlichen Thema kommen. (Bulldes
rat Ing. Pe n z: Das !Val' ein Lob. das war kein 
Seilenhieb.') Das war ein Lob, ja, als solches ge
dacht. Ich werde mich freuen, wenn er diesen 
Gang verfolgt. (Bundesrat K ö p f: SOl1Se wird es 
ein Witz verein!) Der Kollege ist nicht da, warten 
Sie noch ein bißchen. 

Also jetzt weiß ich nicht, entweder kommen die 
Blauen rein. oder sie werden ein Witzverein. Sie 
sind sich da nicht ganz einig, glaube ich. (Bundes
rat S ( r II tz eil b erg e 1': Sie sind in dem Witz ver
eill herin, die BlaueIl.' ) 

Ich komme aber trotzdem wieder zu meinem 
Computerthema. Die 1,5 Stunden haben ja mei-
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ner Meinung nach noch einen kleinen Pferdefuß, 
nämlich den, daß sie nicht auf- oder abgerundet 
werden. Das ist ein bißehen kompliziert mit dem 
Lehrer-Dienstrechtsgesetz, kurz mit dem LOG, 
das ist ein Wortungeheuer. Jetzt werden nämlich 
zwei Arten von Lehrern eingeführt: Die einen mit 
den normalen Abschreibstunden, wo die Stunde 
aufgerundet wird (Bundesrat S t r II I zell -
be r ger: Abschlag.') - Abschlag, bitte, Zu
schlag, Abschlag -, und die anderen, wo es nicht 
abgerundet wird. Das ganze System wird also 
komplizierter. Ich muß sagen, ich finde das gar 
nicht sinnvoll. daß man da ein Verwirrspiel be
treibt. Ich gebe ein Beispiel. Wenn einer Mathe
matik, Physik unterrichtet, noch ein Kustodiat 
hat. dann kommt er auf 2,5 Abschlagstunden. 
Das ergibt dann - 23 weniger 2,5 sind 20,5 -: Er 
hat 20 Stunden zu unterrichten. Für alle Mehr
stunden bekommt er Überstunden bezahlt. (Bilil
desrat Sc h ach il e r: Braucht er da Kinder a/lch 
/loch in der Klasse?) Wieso fragen Sie das mich? 
(Bllildesrat 5 c ha c h 11 e r: Ich weiß es nicht, ich 
~räge ab.') 

Beim Informationskustodiat oder Koordinariat 
muß er plötzlich 21 Stunden halten. Es wird also 
komplizierter. Sehr freut mich das, ehrlich gesagt, 
nicht. 

Was ist mit den Lehrern der Trägerfächer? Mit 
der Kollegin aus Vorarlberg - ich weiß nicht, wo 
sie ist - habe ich schon darüber geredet. Haben 
die Lehrer der Trägerfächer keinen Mehrauf
wand? Denen wird nichts abgegolten, die haben 
keine Abschlagstunden. Das wäre zumindest zu 
überlegen. Abgeordneter Stricker hat das so 
schön abgesegnet und gemeint, es müsse über die
ses neue Gesetz eine Verbundregelung geben, da
mit keine Negativdiskussion entsteht. Ich sehe 
diese Verbundregelung nicht. Da fehlen noch ei
nige Füße, damit dieses Computerkonzept auf 
nicht allzu wackeligen Beinen steht. 

Sie sagen, die Lehrer haben eine unheimlich 
große Bereitschaft, sich dafür ausbilden zu lassen. 
Ich kenne Schulen, die haben noch gar nicht ge
hört, daß es das überhaupt gibt und daß das kom
men wird: die kann ich Ihnen aufzählen. Ja, in 
Salzburg. da haben wir einen Präsidenten. I Bun
desrat Sc Iz ach 11 er: In Salzburg, ist .. eh" klar. 
da wundert UllS nichts.') Dort ist es noch nicht an
gelaufen. Werden dies jetzt Schnellsiederkurse? 
Zum Teil hat es schon begonnen, zum Teil wird 
es jedenfalls bald beginnen. Das war der erste 
Komplex. 

Zweiter Komplex: Ich habe ein bißchen Sorgen 
- das hat ein Kollege schon angeschnitten - mit 
der Organisation. Wenn jetzt diese Einführungs
wochen gleichzeitg in den dritten, vierten Klassen 
stattfinden. dann kommt es zu einem Run auf die 
Geräte. Wie der zu bewältigen ist, weiß ich nicht. 
Da sind die Parallelklassen mit den Leistungs-

gruppen. da wollen die mit den unverbindlichen 
Cbungen hinein zu den Geräten. Irgendwann 
sollten auch die Lehrer und Schüler mit den Ge
räten arbeiten können. Die brauchen auch Zeit. 
Herr Kollege Kulman hat noch gesagt. die Er
wachsenenbildung soll auch mit diesen Geräten 
arbeiten. \Vo wir diese vielen Geräte hernehmen. 
ist mir noch nicht ganz klar. (Bundesrat SIr II I -

? eil be r ger: Das ist schOll klar! Das ist Zll einer 
Zeit, Zll der die Schüler niche in der ScIwle sind. 
EnrachscnenbildlUzg.') Wahrscheinlich. Aber im
rnerhin, Ausfall und so weiter gibt es dann trotz
dem durch die BeniHzung, nehme ich an. 

Ein ähnlicher EngpJ f' könnte sich bei den 
Trägerfächern ergeben. L. ,1 brauche mir ja nur zu 
überlegen: Die Trägerfächer - ich habe es ohne
hin schon erwähnt - ergeben zusammen eine 
Wochenstundenanzahl von über RO. Wie man 
80 Stunden Computerzugang haben kann bei 
etwa - das ist ohnehin gesetzlich geregelt - zwi
schen 10 und 14 Apparaten, ist mir auch nicht 
klar. 

Über das Ausbildungsmanko bei den Lehrern 
habe ich schon gesprochen. Werden für die Com
puterkurse dann die Grenzen mit den Drei-Tage
Ausbildungen, damit man keine Überstunden 
zahlen muß, aufgehoben? - Ich weiß es nicht. 
Wie steht es mit den Lehrern: Bekommen die 
Lehrer Geräte. oder müssen sie in der Schule 
üben? Oder nimmt man an. sie kaufen sich solch 
ein Gerät? Ich weiß es nicht. Und bei den unver
bindlichen Übungen? (Bllildesrat S t r II l zell -
b t' r ger: Das ist kein Klarier .. ,,') Habe ich zu 
schnell gespielt? - Gut. Bei den unverbindlichen 
Übungen frage ich mich: Werden da die Kenn
und Grenzwerte aufgehoben? Wenn jetzt sehr 
viele in die unverbindliche Übung Informatik ge
hen, dann gibt es kein Turnen mehr. dann gibt es 
- was weiß ich - keine Instrumentalmusik mehr 
und so weiter. Also dafür müßte es auch eine Re
gelung geben. 

Ich komme zum dritten Punkt. zu ein paar all
gemeinen Überlegungen. Meine Kollegin Prax
marer hat sehr schön gesagt, man müsse eigent
lich unterscheiden zwischen Anleitungen zur 
Computerbeherrschung und computerunterstütz
tem Lernen. Ich habe den Eindruck, wir bringen 
das ein bißchen durcheinander. Das sind eigent
lich zwei Dinge. In meinen Augen eignet sich das 
Trägerfach - ob das jetzt Deutsch, Englisch und 
so weiter ist - sehr gut zum computerunterstütz
ten Lernen. Aber ob das die ideale Ausgangsposi
tion ist um den Computer beherrschen zu lernen 
und um dann schnell in die Wirtschaft eingeglie
dert zu werden, das darf ich bezweifeln. Auch die 
Frau Minister hat das damals verwechselt, indem 
sie gemeint hat, Grammatik - aber ich glaube, 
das habe ich schon gesagt - ließe sich da so schön 
lernen. 
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Noch etwas Schönes ein großes Verdienst 
der Sozialistischen Partei; das räume ich gerne ein 
-: die Reduzierung der Sprachbarrieren. Bauen 
wir jetzt nicht Computerbarrieren, PC-Barrieren 
auf! Viele Schüler haben die Computer. andere 
haben sie nicht. Gibt es da nicht auch wieder so 
etwas wie Barrieren'? Haben die Schüler genü
gend Zugang. um zu üben'? Ich habe selbst Kurse 
gemacht. Aber solange ich zu Hause kein Gerät 
habe. nützt mir ein Kurs überhaupt nichts. 

Ob die Bedeutung für die Schule überschätzt 
wird? Ich weiß es nicht. Ohne jetzt hochstapeln 
zu wollen, ich denke da immer an den guten alten 
Cato. den Cato censorius. der im Alter Griechisch 
gelernt hat und dann sehr gut Griechisch konnte. 
aber das Griechisch nicht gelernt hat. weil er so 
begeistert war davon. sondern um es richtig taxie
ren. einschätzen und sogar dann letztendlich be
kämpfen zu können. Nun, wie gesagt. ich will 
mich nicht vergleichen. und so alt wie Cato bin 
ich auch nicht. aber vielleicht werde ich es noch. 
Ich habe mir jetzt einen PC bestellt. ich werde 
also dann vielleicht doch in ein, zwei Wochen, 
wenn ich entspt'echend "Klavier spielen" kann, 
die ... (Bundesrat lng. Pe fl z: Vielleicht gehen 
Sie allch in die Geschichte ein wie Ca 10.' ) Ja, das 
wäre schön! Aber so hoch will ich nicht steigen. 
(Z~rischenrufe.) In der .,Salzburger" vielleicht. 
(RlIf bei der SPÖ: Das hat sich der CalO /licht 
\'erdicm.') 

Eine sehr aktuelle Querverbindung fällt mir 
noch ein, nämlich das gegenwärtig laufende 
Volksbegehren auf Verminderung der Kbssen
schülerhöchstzahl. Ich weiß nicht. durch welchen 
ZufalL durch welches .. Glück" - ich darf noch 
einige Stunden in der Woche unterrichten - ich 
zu einer Klasse mit 32 Schülern gekommen bin. 
Wahrscheinlich hat mich die Personalvertretung 
in Salzburg so "gern", daß sie gesagt hat: Der soll 
die Klasse mit den 32 Schülern nehmen! Jetzt 
gehe ich mit diesen 32 Schülern in einen Raum. 
wo 13 oder 14 Computer stehen. da sitzen dann 
drei bei einem Gerät. Ob das sehr ertragreich ist. 
darüber bin ich noch in Zweifel. Ich würde also 
da auch durchaus eine Verbindung zu diesem 
Volksbegehren sehen. 

Ein letzter Punkt liegt mir noch sehr am Her
zen. Es werden wieder einmal die Hauptschule 
und die AHS völlig gleich behandelt. Das kann 
man machen. Gut, das LDG spricht ein bissei da
gegen. Das gilt - Gott sei Dank oder leider. das 
weiß ich nicht - nur für die Pflichtschullehrer. 
Jetzt stellt sich die Frage: Wird das wieder eine 
Schwächung der Hauptschule bringen oder nicht? 
Ich möchte noch einmal deponieren: Ich halte 
den gegenwärtigen Zustand der Hauptschule für 
mehr als betrüblich. Ich bin bereit, alle Maßnah
men mitzutragen, soweit ich kann, um das zu bes
sern. Ich bin sogar unter Umständen für die Ge-

samtschule. wenn das die Situation bessert. Wenn 
sie das bessert. (Demol1straürC/' Beifall bei der 
SPÖ.i 

Ich sage: unter Umständen. Wenn nämlich 
dann auch die Allgemeinbildung und die Berufs
bildung verzahnt werden, auch in der Oberstufe, 
so wäre das zumindest ein mögliches Denkmo
dell. Oder die andere Variante ist, zu differenzie
ren. Mein Lehrerverein ist mehr für die Differen
zierung. ich bin da unentschieden. Aber jede Bes
serung wäre mir ein echtes Anliegen. 

Zum Schluß kommend: Die Einführung dieser 
Sache steht ja weitestgehend erst bevor. Ich hoffe. 
daß die Frau Minister noch die von mir ... inkrimi
niert" ist zu stark, sagen wir, die von mir bean
standeten fehlenden Maßnahmen setzen wird. da
mit wir zumindest eine vorläufige Zustimmung 
sozusagen erteilen können. denn es wird ja sicher
lich auf diesem Gebiet noch weitergehen. 

Die Kompromisse sind halt leider nicht immer 
gut in der Schulpolitik. Ich habe schon davon ge
sprochen, ich darf mich noch einmal wiederho
len: Es ist nicht immer gut. wenn die schwarze 
Schrift rot korrigiert wird. Umgekehrt ist es 
schulmäßig ja gar nicht geläufig. Vielleicht pro
bieren wir es einmal mit einer blauen Schrift. viel
leicht ist diese weniger korrekturanfällig. (Bu/l
desrm Sc h ach n e r: BraWle Time haben wir kei
ne allf dem Markt.') - Danke. (Beifall bei der 
FPÖ.) f2.-i6 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Frau 
Bundesrätin Therese Lukasser. Ich erteile es ihr. 

12.-i6 

Bundesrätin Therese Lukasser (ÖVP. Tirol): 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da
men und Herren! Nach dieser "barocken" Aus
führung möchte ich vielleicht zurückleiten zu 
dem, worum es in der Sache geht. (Zwischenrufe.) 

Wir haben dem Bericht entnommen, daß es seit 
Beginn des laufenden Schuljahres an den Poly
technischen Lehrgängen den Pflichtgegenstand 
Informatik gibt, daß im Bereich der Hauptschule 
dies ab 1. September 1990 der Fall sein wird und 
daß im derzeit geltenden LDG keine Berücksich
tigung des Arbeitsaufwandes für die Verwaltung 
und für die erforderlichen Unterrichtsmittel ver
ankert ist. 

Mit der vorliegenden Novelle kommt der Ge
setzgeber einer berechtigten Forderung der Leh
rerschaft entgegen. Durch Schulversuche im ver
gangenen Jahr und durch die Möglichkeit der un
verbindlichen Übung im laufenden Jahr liegen er
ste Erfahrungen für die Pflichtschulen im neuen 
Unterrichtsgegenstand vor. Schüler und Lehrer 
sind mit Begeisterung bei der Sache. wenn die 
Rahmenbedingungen stimmen. 
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Im konkreten: Zum ersten, wenn die Relation 
Schülerzahl zu Gerät 2 : I steht, das heißt, wenn 
höchstens zwei Schüler an einem Gerät arbeiten 
müssen. In den Leistungsgruppen der Trägerfä
cher Deutsch. Fremdsprache, Mathematik liegt 
die Gruppenstärke öfters auch über jener der 
Stammklasse. Ein integrativer Unterricht mit drei 
und mehr Schülern an einem Gerät ist aus meiner 
Sicht, aus der Sicht von 18 Jahren Lehrtätigkeit 
an einer Hauptschule, 'ichwer vorstellbar. 

Das Land Tirol plant, die Grundausstattung je
der Schule mit 4 000 S pro Gerät im Sinne des 
Verhältnisses R : I : I zu subventionieren: acht 
Schülergeräte, ein Lehrergerät, ein Gerät für den 
Direktor. Daraus ließe sich eine maximale Grup
pengröße von 16 bis 18 Schülern ableiten. IBIIIl
desl'ac 5 t r Il l Z e 11 be r ger: Da lJluß man dell 
Landtag drängeIl. daß er mehr Geld Zllr Verjiiguilg 
stellt.') Da sind die Lehrer nicht imstande. das zu 
überprüfen. (Buildesrat S t r 11 I zell b erg e r: 
Ich habe nicht gesagt. die Lehrer. Sie sind ja Politi
kel'in auch.') Sie meinen, mehr Geräte. - Ja. Aber 
wie auch jeder Schlosser oder jeder Tischler weiß, 
daß man nur eine gewisse Anzahl überblicken 
kann, so ist es natürlich auch in eier Schule. 

Die zweite Rahmenbedingung sind die räumli
chen Voraussetzungen, die von den Schulerhal
tern geschaffen werden müssen. Neben einem ei
genen Raum für die EDV -Ausrüstung muß auch 
entsprechendes Gestühl angeschafft werden. Die 
Schülertische sind in der Regel 60 cm breit. und 
die entsprechende Hardware mißt 70 cm und 
mehr, und dann hat man noch keine ArbeitsfIä
ehe. 

Drittens: die Software. Die Programme müssen 
zeitgerecht und stufengerecht sein. Die Anwen
dersoftware, die wir aus der Berufswelt kennen, 
ist für den integrierten Informatikunterricht bei 
den 13- und I.:\.jährigen zu kompliziert und zu 
unübersichtlich. Es bedarf der Zusammenarbeit 
von Experten mit Fachdidaktikern, um geeignete 
Unterrichtssoftware zu entwickeln. 

Sehr geehrter Herr Minister in Vertretung! Die 
Einführungsphase in der 3. Klasse der Haupt
schule ist zum Glück erweitert worden. Leicht 
wird es trotzdem nicht werden. Bis zu 30 Schüler 
werden mit den unterschiedlichsten Vorausset
zungen vor teuren Geräten sitzen. Im Sinne der 
so wichtigen Vermittlung der neuen Kulturtech
nik und im Sinne des sonst in Frage stehenden 
Unterrichtserfolges richte ich im Namen vieler 
Kolleginnen und Kollegen an Sie, der Sie die Frau 
Minister vertreten, die Bitte, alle Maßnahmen in 
die Wege zu leiten, damit dem Informatikunter
richt Teilungsziffern zugeordnet werden, sonst 
sehe ich die im Lehrplan vorgesehenen - ich zi
tiere - "mindestens zwölf Unterrichtsstunden in 
der Einstiegsphase für praktisches Üben am 

Computer" - Zitatende - als nicht administrier
bar. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! In den 
Pflichtschulen kann der Schwerpunkt des Infor
matikunterrichtes nur in der Anwendung liegen, 
in der Förderung des Verständnisses grundlegen
der Arbeitsweisen am Computer, in der Textver
arbeitung und Textgestaltung, im Schriftverkehr, 
in der Tabellenkalkulation -, dies mittels einfa
cher Graphikprogramme. Die Möglichkeit der 
unverbindlichen Libung aber, in eier die Schüler 
hefähigt werden könnten, stark interessenorien
tien zu arbeiten - ich clenke in diesem Zusam
menhang etwa an Physik -, müßte bestehen blei
ben. 

Auf die Einsatzmöglichkeiten der neuen Kom
munikationstechniken haben meine Vorredner 
schon hingewiesen. Als ganz zentrale wichtige 
Maßnahme, die sofort in Angriff genommen wer
elen muß, sehe ich die Ausbildung der Lehrer, der 
Lehrer. die in den Trägerfächern - wie schon 
erwähnt: Deutsch, Mathematik, lebende Fremd
'iprachen und Geometrisches Zeichnen - unter
richten. Ich würde es als zielführend erachten. 
wenn diese Lehrerausbildung auf zwei Ebenen 
geschehen könnte: einerseits die nötige Intensiv
ausbildung durch die pädagogischen Institutionen 
und andererseits im Klassenraum, in der Praxis, 
mit einem Fachdidaktiker als Begleitlehrer. 

\iebenbei möchte ich nicht unerwähnt lassen, 
daß bereits bisher viele engagierte Kolleginnen 
und Kollegen hiefür wesentliche Anstrengungen 
auf eigene Rechnung und zum Teil in ihrer Frei
zeit unternommen haben. 

Herr Minister! Meine Damen und Herren! We
gen der Struktur des Informatikunterrichtes be
darf es einer besonderen Betreuung und Unter
stützung der Lehrer, etwa im Sinne eines Koordi
nators. Wir sehen in eier vorliegenden Abände
rung des Gesetzes einen beachtlichen Beitrag zur 
qualitativen Verbesserung des schulischen Ge
schehens und erheben keinen Einspruch. - Dan
ke. (Allgemeiner BeifalU L!.5J 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Erich Putz. Ich erteile ihm dieses. 

I~.5J .. 
Bundesrat Erich Putz (OYP, Wien): Herr Prä-

sident! Herr Bundesminister! Hoher Bundesrat! 
Gestatten Sie mir. zunächst auf die Wortmeldung 
des Herrn Bundesrates Lakner einzugehen. 

Ich habe mich sehr auf eine spannende Ausein
andersetzung gefreut, wurde aber tief enttäuscht 
von Ihnen und damit auch von der Freiheitlichen 
Partei, weil Sie an dieser Novellierung des Lan
c1eslehrer-Dienstrechtsgesetzes so wenig Positives 
sehen. Ihre Rede, Ihre Aussagen bestanden ei
gentlich nur aus Unklarheiten. Sie haben gespro-
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ehen von Schwierigkeiten. die auftauchen wer
den. aber nicht davon, daß mit diesem vorliegen
den Beschluß des Nationalrates betreffend ein 
Bundesgesetz. mit dem das Landeslehrer-Dienst
rechtsgesetz geändert wird, ein weiterer Punkt 
des Arbeitsübereinkol1i ,nens der Bundesregie
rung realisiert wurde. \ ur allem haben Sie nicht 
gesagt. daß gerade diese technische Entwicklung 
der letzten Jahre. die rasante Weiterentwicklung 
der elektronischen Kommunikations- und Infor
mationstechniken gerade in betrieblichen Berei
chen, Anlaß dafür war. daß auch die Schule dieser 
neuen Herausforderung Rechnung trägt. Ich 
glaube. wenn man mit Ihrer Einstellung der Än
derung des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes ge
genübertritt, hat man eigentlich schon verloren. 

Nach jahrelangen umfassenden pädagogischen 
und bildungspolitischen Diskussionen sind sich 
Bildungspolitiker und Sozialpartner aller Lager 
darin einig, daß die Konfrontation und die Aus
bildung unserer Jugend mit diesen neuen Tech
nologien eine Notwendigkeit darstellen. Dies wird 
nun mit der Einführung des integrativen Infor
matikunterrichtes im Pflichtschulbereich erstmals 
garantiert. Und damit - und das sollte man wirk
lich nicht vergessen - werden nun alle Pflicht
schulabsolventen während ihrer Schulzeit mit 
dieser neuen technischen Möglichkeit der Infor
mation vertraut gemacht. 

Seit I. September 1989 erfolgt aufgrund gesetz
licher Festlegungen im Polytechnischen Lehrgang 
die Begegnung mit der EDV als integrativem 
Teilbereich im wirtschaftskundlichen, im natur
kundlich-technischen, im sozial- und lebenskund
lichen und im landwirtschaftlichen Seminar für 
alle Schüler. als zusätzlichem alternativem 
Pflichtgegenstand für interessierte Schüler bezie
hungsweise als Freigegenstand für besonders in
teressierte Schüler. In den 3. und 4. Klassen der 
Hauptschule beziehungsweise der AHS erfolgt 
die Begegnung mit der EDV als unverbindliche 
Übung für besonders interessierte Schüler und ab 
l. 9. 1990 als integrativem Teilbereich in den 
Pflichtgegenständen Mathematik, lebende 
Fremdsprachen, Deutsch und Geometrisch 
Zeichnen für alle Schüler. 

Die Einführung der elektronischen Datenver
arbeitung in allen Schularten, mit Ausnahme der 
Grundschule. ist sicher die wichtigste Einbindung 
von Technologie in die Unterrichtsgestaltung. die 
es je gegeben hat. In Zukunft werden sich da
durch ganz neue Dimensionen für das pädagogi
sche Geschehen in der Schule ergeben. Wenn 
man heute schon - mit Recht! - von einer vier
ten Kulturtechnik spricht, so ist es selbstverständ
lich, daß unserer Jugend in der Schule diese in
formationstechnische Grundbildung geboten 
wird. um sie besser auf die Arbeits- und Berufs
weIt vorzubereiten beziehungsweise es der Ju-

gend zu ermöglichen. mit diesen Techniken ver
ständig, aber auch kritisch umgehen zu lernen. 

Diese Technologie übt eine große Faszination 
auf jung und alt aus. Überall dort, wo der Compu
ter bereits integrativer Unterrichtsbestandteil ge
worden ist, herrscht große Begeisterung, sowohl 
bei Lehrern als auch bei Schülern. 

Obwohl gerade in diesem Bereich die Einstiegs
voraussetzungen der Schüler sehr unterschiedlich 
sind. angefangen von den klei
nen Computerfreaks bis hin zu jenen, die übel'
haupt noch keine Erfahrungen mit einem Com
puter gemacht haben, melden sich für kaum ei
nen anderen Gegenstand freiwillig so viele Schü
ler wie für diesen. Dies gilt aber ebenso in glei
chem Maße für die Lehrer. An rund I 600 Fort
bildungslehrgängen für EDV haben über 
16 000 Lehrer teilgenommen. Dieses Interesse 
und Engagement der Lehrer geiten natürlich 
ebenso der pädagogischen Aufbereitung dieser 
neuen Unterrichtstechnologie. 

Es wird an uns allen liegen. diese - Kollege 
Eberhard hat es schon gesagt - von einer ganz 
besonderen Motivation getragene pädagogische 
Aufbruchsbewegung und Aufbruchsstimmung zu 
erhalten, weiter zu fördern und entsprechend den 
kommenden Anforderungen auszuweiten. Daher 
kommt der Unterstützung und Betreuung der 
Lehrer besondere Bedeutung zu. 

Mit der vorliegenden Änderung der Novelle 
zum LOG 1984. die die Berücksichtigung von 
Nebenleistungen im Rahmen der Lehrverpflich
tung regelt und für bestimmte Unterrichtsgegen
stände eben Verminderungen der Lehrverpflich
tung vorsieht. wird für den Pflichtschulbereich 
die personalrechtliche KlarsteIlung der mit der 
schulpraktischen Verwirklichung dieser neuen 
Technologie verbundenen erheblichen Mehrbela
stung der betroffenen Lehrer festgelegt. 

Es ist erfreulich und allen zu danken, die daran 
teilgenommen haben, daß es nach intensiven Ver
handlungen noch rechtzeitig vor dem 1. Septem
ber 1989 gelungen ist, klare Verhältnisse zu schaf
fen und eine zufriedenstellende Regelung der 
personalrechtlichen Kompetenzen zu erreichen. 

Die Reduzierung der Lehrverpflichtung um 
1,5 Wochenstunden, die Lehrergewerkschafter 
und Vertreter des Bundes ausgehandelt haben, 
halten ich und auch meine Fraktion für durchaus 
gerechtfertigt, weil eben der betroffene Lehrer 
neue, interessante, aber doch - und das sollte 
man einfach nicht vergessen - zusätzliche Auf
gaben in diesem Zusammenhang übernimmt, de
ren Erfüllung man nicht ohne entsprechende Ab
geltung verlangen kann. 
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Wegen der Struktur des Informatik unterrichtes 
genügt es eben nicht, die Unterrichtsmittel bloß 
zu verwalten, sondern es bedarf einer besonderen 
Betreuung der Lehrer durch fachkundige Kolle
gen im Sinne der Funktion eines Koordinators. 

Wichtig und zweckmäßig ist auch die Führung 
einer Fachbibliothek, worunter vor allem die Pro
grammbibliothek meiner Schule zu verstehen ist. 

Gerade im Hauptschulbreich kommt der Un
terstützung und Betreuung der Lehrer besondere 
Bedeutung zu, da ja der pflichtmäßige Informa
tikunterricht integrativ in den schon genannten 
Pflichtgegenständen geführt wird. 

Die Einführung dieser neuen Technologie er
fordert ;1ber auch permanente Weiterentwick
lung, vor allem der Lehrerfortbildung. Daher darf 
ich Sie, Herr Minister, ersuchen, der Frau Bun
desminister weiterzuleiten. daß sie dafür Sorge 
trägt. daß diese notwendigen Geldmittel bereitge
stellt werden. ohne aber ;1ndere Fortbildungsnot
wendigkeiten im Schulbereich einzuschränken. 

Wir wünschen uns auch. daß jene Arbeitsgrup
pen in verstärktem Maße unterstützt werden. die 
an der Erstellung unterrichtstauglicher, den 
österreichischen Lehrplänen entsprechender Pro
gramme engagiert mitwirken, da es ja ;1m kom
merziellen Software-Mark kaum geeignete Pro
gramme gibt, die den österreichischen Lehrplä
nen Rechnung tragen. Es wäre nämlich schade. 
wenn die Geldmittel, die Gemeinden, private 
Schulerhalter und Bund für Raum und Geräte be
reitgestellt haben. nicht durch das Vorhandensein 
einer geeigneten Unterrichtssoftware gerechtfer
tigt würden. 

Ich bin mir dessen bewußt, daß natürlich noch 
eine ganze Reihe anderer, wesentlicher Reform
vorhaben der Realisierung bedürfen, aber wenn 
wir schon zur Einführung der Informatik ja sa
gen. so müssen auch die für die Lehrerfortbildung 
notwendigen Geldmittel bereitgestellt werden. 

Hoher Bundesrat! Die Kosten dieser Novelle 
werden bis 1991 über 50 Millionen Schilling be
tragen und damit unser Bundesbudget zweifellos 
belasten. Eine qualitativ bessere Ausbildung un
serer Jugend muß uns aber diese Summe wert 
sein. 

Meine Fraktion gibt dem Antrag des Berichter
statters gerne ihre Zustimmung. (Beifall bei Ö VP 
und SPO.J lJ.1).J 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Siegfried Sattlberger. Ich erteile 
es ihm. 

lJO.f 

Bundesrat Siegfried Sattlberger (ÖVP, Über
österreich): Herr Präsident! Herr Bundesmini-

ster! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hohes Haus! Da jetzt eine Lehrerkorona am Red
nerpult war, gestatte ich als Elternvertreter mir, 
ein paar Worte dazu zu sagen. 

Ich glaube, daß es notwendig war. eine Stufung 
für Informatik und Computerlehre in der dritten 
und vierten Klasse der Hauptschulen, aber auch 
im polytechnischen Bereich einzuführen. 

Ich warne aber vor einem - wir haben bereits 
die Auswüchse in unseren Hauptschulen -: Es 
gibt Hauptschulschwerpunkte, die sich für Infor
matik. Datenverarbeitung hergeben, wo von den 
Lehrern verlangt wird, sich für zu Hause einen 
Computer anzuschaffen, damit die Kinder weiter
üben und -lernen können. Ich möchte wirklich 
warnen davor. denn das macht sonst Schule. Ich 
bitte daher, daß das nicht nur vom einzelnen 
Schulerhalter. das ist ja meistens die Gemeinde, 
die das bezahlen muß. oder das Land. sondern 
von oben, vom Ministerium her gelenkt wird, so
daß solche Auswüchse nicht stattfinden. 

Es gibt solche Beispiele. und es traut sich kein 
Elternteil nein zu sagen, wenn der Lehrer sagt: Es 
wäre günstig, ein solches Gerät anzuschaffen. Ich 
würde daher ersuchen, Herr Bundesminister, das 
auch Frau Bundesminister Hawlicek mitzuteilen. 

Wir haben in Österreich 1 206 Hauptschulen. 
300 AHS-Unterstufen und 186 Polytechnische 
Lehrgänge. Wir wissen, daß nicht nur die Ausstat
tung mit Computern gegeben ist. sondern daß wir 
auch in den einzelnen Bundesländern ein Schul
bauprogramm haben. daß größtenteils - ich 
kann das für das Land Oberösterreich sagen -
die Schulbauprobleme gelöst sind. 

Bei uns fangen aber jetzt die Probleme von 
neuem an, denn die Räumlichkeiten für die Auf
stellung der Computer sind eben in den Schulen 
nicht eingeplant worden. Wir in Oberösterreich 
haben eine Lösung gefunden, die für den Schuler
halter sicher erträglich ist, daß nämlich das Land 
noch bis zu 80 Prozent an Klassenräumen zur 
Verfügung stellt. Es muß aber trotzdem auch sei
tens des Bundes, wenn schon 390 Millionen Schil
ling - aufgeteilt auf Bund. Länder und Gemein
den - zur Verfügung gestellt werden, gewährlei
stet werden, daß man in dieser Richtung etwas 
macht. 

Ich bitte daher. daß Datenverarbeitung flä
chendeckend in Österreich angewendet wird und 
daß nicht einzelne kleinere Schulen ein Jahr, zwei 
oder noch mehr Jahre diesbezüglich nachhinken. 
Ich würde Sie, Herr Minister, daher ersuchen. 
auch dieser Sache Ihre Aufmerksamkeit zu schen
ken. IBeifall bei ÖVP wut SPÖ lmd Beifall des 
Bundesrates Mag. Lakner.) l3.117 
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Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der Ab 5 I i m m llll g beschließl dcr Bllll
dcsrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegel1 dCIl Gesct
zesbeschlllß des Nationalrates k e i f1 eilE i I! -

5 pr LI eh zu erheben. 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
17. Oktober 1989 betreffend ein Abkommen zwi
schen der Regierung der Republik Österreich 
und der Regierung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über die frühzeitige Benach
richtigung bei einem nuklearen Unfall und den 
Informationsaustausch über Kernanlagen (989 
und 1065/NR sowie 3739/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 2. Punkt der 
Tagesordnung: Abkommen zwischen der Regie
rung der Republik Österreich lind der Regierung 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über die frühzeitige Benachrichtigung bei einem 
nuklearen Unfall und den Informationsaustausch 
über Kernanlagen. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Karl 
Drochter übernommen. Ich bitte ihn um den Be
richt. 

Berichterstatter Karl Drochter: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister Ettl! Werte Kolleginnen 
und Kollegen des Bundesrates! Das vorliegende 
Abkommen zwischen der Republik Österreich 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubli
ken regelt die frühzeitige Benachrichtigung bei 
einem nuklearen Unfall und den Informations
austausch über Kernanlagen. 

Zur Verwirklichung dieses Zieles soll ein ge
meinsames Informations- und Konsultationssy
stem betreffend Kernanlagen und ihre Auswir
kungen für folgende drei Ebenen: 

genereller Informationsaustausch, 

Information und Konsultation bei konkreten, 
in Planung. Bau oder Betrieb befindlichen Anla
gen sowie Übermittlung von U mweltmeßdaten, 

Benachrichtigung bei nuklearen Unfällen 

geschaffen werden. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des Abschlusses des vorliegenden Staatsver-

trages die Erlassung von besonderen Bundesge
setzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Buneles
Verfassungsgesetz zur Überführung eies Vertrags
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 30. Oktober 1989 
in Verhandlung genommen und mehrstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Sozial
ausschuß somit den An t I' a g. der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
17. Oktober 1989 betreffend ein Abkommen zwi
schen der Republik Österreich und der Regierung 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über die frühzeitige Benachrichtigung bei einem 
nuklearen Unfall und den Informationsaustausch 
über Kernanlagen wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Norbert Pichier. Ich erteile es ihm. 

!3.fO 
Bundesrat Norbert Pichler (SPÖ, Oberöster

reich): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bun
desminister! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Im vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates wird ein Abkommen behandelt, das 
zwischen der Republik Österreich und der 
UdSSR die frühzeitige Benachrichtigung bei ei
nem nuklearen Unfall beinhaltet. 

Aber nicht nur die Information bei Störfällen 
wird vertragsmäßig vereinbart. sondern das Ab
kommen erstreckt sich, wie wir vom Herrn Be
richterstatter gehört haben, auf drei Ebenen. Es 
sind dies: erstens ein genereller Informationsaus
tausch, zweitens Informationen über konkrete 
Anlagen zur friedlichen Nutzung der Kernener
gie, wie etwa Kernkraftwerke und Lager für deren 
frischen und abgebrannten Brennstoff, sowie drit
tens die schon erwähnte frühzeitige Benachrichti
gung bei nuklearen Unfällen. 

Die Folgen solcher Störfälle und Katastrophen 
machen eben vor keiner Staatsgrenze halt. wes
halb der Betrieb von Kernkraftwerken auch nicht 
ausschließlich der souveränen Entscheidung eines 
Staates allein überlassen bleiben sollte. Die Bela
stung kommender Generationen durch die bisher 
noch nicht wirklich gelöste Problematik der ra
dioaktiven Abfälle muß ebenfalls mit in Betracht 
gezogen werden. 

Angesichts der Tatsache, daß in den meisten 
Industriestaaten weiterhin eine Energiepolitik 
verfolgt wird, welche die Stromproduktion aus 
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Kernkraftwerken einschließt, ist es für Österreich 
ein gewichtiges Anliegen. die eigene Bevölkerung 
VOI' Gefahren zu schützen, die von ausländischen 
Kernkraftwerken herrühren. Leider sind die 
"Atomstaaten" derzeit nicht bereit. auf die Ker
nenergie zu verzichten. Im Gegenteil: Die zwölf 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
haben das Festhalten an der Kernkraftnutzung 
bekräftigt. Trotz des folgenschweren Ereignisses 
in Tschernobyl setzt auch die Sowjetunion weiter
hin verstärkt auf die Nutzung der Kernenergie. 

Umso wichtiger ist es somit für Österreich. 
durch Verträge mit Nachbarstaaten. welche eben 
Kernkraftwerke betreiben. die Benachrichtigung 
bei Störfällen vertragsmäßig abzusichern! Solche 
Systeme bestehen für Österreich derzeit im Ver
hältnis zur Tschechoslowakei. zu Ungarn und zur 
DDR. 

Das zur Behandlung stehende Abkommen mit 
der UdSSR stellt einen Minimalkonsens dar. Kri
tisch anzumerken ist dabei, daß die UdSSR nur 
bereit war. einen Gebietsstreifen von 300 Kilo
metern an der westlichen Staatsgrenze in dieses 
Abkommen einzubeziehen und Informatinen 
über Betriebsverhältnisse von Kernanlagen be
kanntzugeben. Daraus aber ein Nein zum gegen
ständlichen Abkommen zu finden. entspricht kei
ner sachbezogenen politischen Haltung zu einem 
für die Sicherheit unserer Bürger so wichtigen 
Thema. 

Das Abkommen umfaßt also die derzeitigen 
Kernkraftwerkstandorte Ignalina. Rovno und 
Chmelnitzky. Der geographische Bereich der 
UdSSR. der von der Verpflichtung des Abkom
mens zur anlagenspezifischen Informationsertei
lung erfaßt wird. erstreckt sich also nicht auf das 
Kernkraftwerk Tschernobyl. Dazu bestand von 
sowjetischer Seite keine Bereitschaft. Die verein
barte Regelung ist aber aus österreichischer Sicht 
dennoch vertretbar. und zwar schon deswegen. 
weil die Anlage in Tschernobyl aufgrund der 
weitgehenden Information. die im Sommer 1986 
im Rahmen der Internationalen Atomenergie-Or
ganisation erteilt wurde, in ihrer technischen 
Auslegung heute hinreichend bekannt ist. 

Die vereinbarte Regelung ist inhaltlich auch 
mit jenen Regelungen vergleichbar, die im Ver
hältnis zwischen der UdSSR einerseits und Däne
mark. Norwegen und Schweden andererseits ge
troffen wurden. Dort umfaßt der entsprechende 
geographische Informationsbereich in der UdSSR 
die an die Ostsee angrenzenden Regionen sowie 
auch einen Gebietsstreifen von 300 Kilometern 
ab der Staatsgrenze zu Finnland. das heißt, 
gleichfalls ein Gebiet. in dem derzeit ebenfalls 
drei sowjetische Kernkraftwerkstandorte liegen. 

Die Frühwarnverpflichtung bei einem nuklea
ren Unfall betrifft selbstverständlich das gesamte 

Staatsgebiet der UdSSR. und zwar beinhaltet es 
jeden Kernreaktor - unabhängig von seinem 
Standort -. jede Anlage des Kernbrennstoffkreis
laufes. jede Anlage zur Behandlung radioaktiver 
Abfälle sowie die Beförderung und Lagerung von 
Kernbrennstoffen. 

Im Artikel 4 des Abkommens werden die Kon
taktstellen für die Benachrichtigung bei einem 
nuklearen Unfall im österreichisch-sowjetischen 
Verhältnis festgelegt. Auf österreichischer Seite 
ist es elie Bundeswarnzentrale des Bundesministe
riums für Inneres. Dieses Abkommen wird auf 
unbefristete Zeit abgeschlossen und kann von je
dem Vertragspartner mit mindestens einjähriger 
Kündigungsfrist gekündigt werden. 

~leine sehr geehrten Damen und Herren! Las
sen Sie mich zusammenfassen: Die angebliche 
Cngefährlichkeit der friedlichen Nutzung der 
Atomenergie ist spätestens seit dem Unfall in 
Tschernobvl keinem Bürger unseres Staates mehr 
einzurede~. Wenn Österreich aufgrund der Ge
fährlichkeit auf die Atomenergie verzichtet. so 
haben wir jedenfalls die Verpflichtung. die Men
schen unseres Landes mit allen zur Verfügung 
stehenden Maßnahmen vor Atomgefahren ande
rer Länder zu schützen. Einen kleinen Beitrag 
dazu leistet dieses Abkommen. Daher werden wir 
~Hlch dem Gesetzesbeschluß unsere Zustimmung 
geben. (Beifall bei SPÖ lind ÖI/P.) lJ./8 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Mag. Georg Lakn.~r. Ich erteile es 
ihm. (Zwischenrufe bei SPO llnd 0 VP.) 

!.i. 18 

Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz
burg): Herr Präsident! Herr Minister! Hohes 
Haus! Sie sehen. ich übe schon, daß ich ein Cato 
censorius werde. Aber. Herr Kollege Putz, nur ei
nen Satz: Ich muß mir schon vorbehalten. auch 
bei Teilschwächen - und das gilt auch bei dem 
vorliegenden Entwurf - oder bei starken Teil
schwächen eine Ablehnung äußern zu dürfen. 
Deshalb bin ich nicht gleich ein Informatikgeg
ner, weil ich gewisse Dinge. gewisse Schwachstel
len aufzeige. Außerdem habe ich, glaube ich, dar
gestellt, wie ich dazu stehe. 

Und den Kollegen Pichler wollte ich ersuchen, 
es, wenn es möglich ist. uns zu überlassen, ob wir 
etwas sachbezogen finden oder nicht. Sie können 
es kritisieren, keine Frage, aber unserer Meinung 
nach bemühen wir uns, sachbezogen zu agieren. 
(Blll1desrac S ( r III z e fl be r ger: Nicht alle.') 

Wir lehnen diesen Entwurf ab, und ich will 
sachlich und kurz zehn Argumente. die sicher 
nicht gleichrangig und gleichwertig sind. dafür 
aufzählen. (Bundesral Sc h ac Iz fl e r: Die zehll 
Gebote des Lakller.') Es ist sicher keine Glaubens
frage. Herr Kollege. aber zehn ist so eine magi-
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sche Zahl. Nächstes Mal werde ich sieben nennen 
oder zwölf. (Bundesrat Sc h ach Tl e r: Oder 
sechs!! Sechs geht auch, aber da fehlt die Frau 
Minister. (Heiterkeit.) 

Letztlich ein sicherlich nicht so gewichtiger 
Punkt: Irgendwie scheint die Sowjetunion auf die
se Weise ein begehrtes Reiseziel für Beamte zu 
werden. (Beifall bei der FPÖ.) /3.22 

So, jetzt darf ich aber mit den zehn Punkten Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
beginnen. nicht vor. 

Erstens - der Kollege hat es schon erwähnt -, 
uns stört die betroffene Zone. Auf der einen Seite 
ist die ganze Republik, auf der anderen Seite sind 
es nur 300 Kilometer von der westlichen Grenze 
der Sowjetunion. Ich gebe schon zu, das ist viel
leicht ohnehin mehr als Österreich, aber trotz
dem ist es eine gewisse Miß~chtung. Man müßte 
auch per Sowjetunion nach Osterreich auf einem 
etwa ähnlichen oder gleichen Level reden können 
und nicht sagen, ihr seid so klein, daher nehmen 
wir da nur 300 Kilometer. 

Das führt mich schon zum zweiten Punkt. Un
serer Meinung nach liegen in dieser Zone - Sie 
haben es ja aufgezählt - drei relativ unbedeuten
de Kernkraftwerke. Tschernobyl ist nicht in die
ser Zone. Das ist also der zweite Grund. 

Drittens: Kernkraftwerke in Österreich. Ich 
weiß, es gibt drei Universitätskraftwerke, aber im 
wesentlichen scheint mir so ein Abkommen fast 
eine Herausforderung der Kraftwerksgegner zu 
sein, wenn man sagt, wir n:~chen eine Regelung 
über Kraftwerksberichte in Osterreich. 

Viertens: Die Sowjetunion - aber das war ei
gentlich schon integriert - hätte Österreich als 
neutralen Staat gleichbehandeln können. statt ein 
wenig abwertend - so kommt es mir vor - die
ses Abkommen zu schließen. 

Fünftens: Ein atomfreies Österreich sollte in 
dieser Hinsicht eher ein Beispiel geben. 

Daher sechstens: Nicht von einer Zusammenar
beit bei der friedlichen Nutzung der Atomenergie 
reden. Das ist ein Passus. der doch ein bißehen 
provokant ist. Wenn ich mich an die Abstimmung 
über Zwentendorf erinnere und wenn ich an die 
Versuche der Kraftwerksgegner denke. zu einer 
Verfassungsbestimmung zu kommen. dann 
scheint mir das ein Widerspruch zu sein. 

Siebentens sehen wir keinen wesentlichen Fort
schritt im Vergleich zum internationalen Abkom
men der Internationalen Atomenergie-Organisa
tion. 

Achtens: Es fehlen uns die eigenen Maßnah
men der Republik Österreich, die im Regierungs
übereinkommen angekündigt sind. Ich meine da
mit in erster Linie die Selbstschutzzentren. 

Neuntens: Es gibt verschiedene Grenzwerte in 
der Sowjetunion und in Österreich. Welcher zählt 
da? 

Wünscht noch jemand das Wort? - Herr Bun
desminister. bitte sehr. 

Bundesminister für Gesundheit und öffentli
chen Dienst Ing. Harald Ettl: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir ei
nige kleine Anmerkungen dazu. nicht deshalb. 
weil ich heute bei Ihnen dauernd zur "Frau Bun
desministerin" geworden bin, aber ... (/.Il·isc}zCIl

ruf bei der Ö VP.) Darauf wollte ich nicht Bezug 
nehmen, aber einige Anmerkungen zum Abkom
men selbst möchte ich schon machen. 

Österreich hat natürlich Maßnahmen und Vor
kehrungen getroffen im Rahmen der aufgebauten 
Warnsysteme. die jetzt optimiert wurden lind die 
ein innerösterreichisches Warnsystem darstellen. 
das ergänzt werden muß durch bilaterale Verträ
ge jeder Art mit Anrainerstaaten und darüber 
hinaus auch mit anderen Staaten. Das heißt im 
Land wurden Vorkehrungen getroffen. Darüber 
hinaus ist es möglich, notwendig und sinnvoll. 
auch mit einigen anderen Ländern derartige Ab
kommen abzuschließen. 

Was den Text betrifft: Der Text. in dem von der 
:--I utzung der Kernenergie gesprochen wird, ist 
gleich dem Text in den Verträgen. die mit allen 
anderen Ländern auch abgeschlossen wurden. 
Das ist eine Sache. die wir nicht wegdiskutieren 
können. Aber ich gebe Ihnen recht: Das ist eine 
Anmerkung. die man dazu machen kann. Mehr 
sicher nicht. weil wir Verträge dieser Art mit die
ser Textgrundlage zu behandeln haben. 

Darüber hinaus haben wir ja nicht nur die drei 
Forschungsreaktoren, die in einem Vertrag mit
behandelt gehören. Auch Forschungsreaktoren 
müssen generell in solche Verträge mitaufgenom
men und mitbehandelt werden. Man kann auch 
kleine Forschungsreaktoren - auch die drei, die 
wir haben -. deren Entsorgung durch einen Ver
trag mit den Vereinigten Staaten abgesichert ist, 
nicht wegdiskutieren. 

Darüber hinaus scheint mir schon von Bedeu
tung zu sein, daß wir auch die Lagerung leicht-. 
mittel- und schweraktiven Materials mit zu be
rücksichtigen haben. Dies ist eine Frage, die uns 
in nächster Zeit noch stärker beschäftigen wird. 
Wir Österreicher müssen aber auch sehr stark 
daran interessiert sein, genau zu wissen, wie in 
anderen Ländern gelagert wird. Daß das mit Ver
tragsbestand ist, ist sehr wichtig und wesentlich. 
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Auch im Rahmen des IAEO-Übereinkommens 
haben wir praktisch die Warnungsverpflichtung. 
Das ist sehr wichtig und sehr entscheidend und in 
Einklang zu bringen mit unserem inländischen 
Warnsystem. Das eine hat mit dem anderen aber 
nichts zu tun. In diesem Punkt ist das vorliegende 
Übereinkommen weitergehend. weil es zumindest 
300 km hinein in die Sowjetunion auch auf zu
sätzliche Bezugsgrößen bei den Kernkraftreakto
ren eingeht. Das scheint mir sehr wichtig und we
sentlich zu sein. 

Alles in allem geht es damm. die Warnsysteme 
aufeinander abzustimmen. elie Warnsysteme eng 
miteinander zu vernetzen. Österreich ist ja in ei
ner Situation. in der es sich davon nicht ausschlie
ßen sollte. Daher betrachte ich dieses Abkommen 
aus meiner Sicht als einen Schritt weiter in eine 
engere internationale Vernetzung der Informa
tionssysteme im Falle eines GAU oder im Falle 
von Unfällen, die es geben kann. Beifall bei SPÖ 
llnd Ö V P.) /32-

Präsident: Jetzt liegen weitere Wortmeldungen 
wirklich nicht mehr vor. 

Wünscht noch jemand das Wort'~ - Das ist 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i l1l 111 II 11 g beschließt der Bllil
desrat mit Stimmeilmehrheit. gegen den Beschluß 
des Nationalrates k ein eilE i 11 S pr II eh Zll 

erhebeiL 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
17. Oktober 1989 betreffend ein Abkommen zwi
schen der Regierung der Republik Österreich 
und der Regierung der Volksrepublik China 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens (973 und 1064/NR sowie 
3740/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 3. Punkt der 
Tagesordnung: Abkommen zwischen Österreich 
und der Volksrepublik China über die Zusam
menarbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswe
sens. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin In
geborg Bacher übernommen. Ich bitte sie um den 
Bericht. 

Berichterstatterin Ingeborg Bacher: Sehr ge
ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Durch den gegen
ständlichen Staatsvertrag soll die Zusammenar
beit der Vertragsparteien auf dem Gebiet des Ge-

sundheitswesens und der angewandten medizini
schen Forschung gefördert werden, wobei dem 
Erfahrungsaustausch auf den Gebieten der Orga
nisation des Gesundheitswesens, der Aus- und 
Weiterbildung des medizinischen Personals, der 
Bekämpfung von Infektionskrankheiten sowie 
der Durchführung von Projekten der angewancl
ten medizinischen Forschung besondere Auf
merksamkeit gewidmet werden soll. Der Staats
vertrag sieht vor, daß die zuständigen Minister 
beider Staaten abwechselnd in den beiden Haupt
städten zusammenkommen, um jeweils die Ar
beitspläne für fünf Jahre auszuarbeiten. Hinsicht
lich der entstehenden Kosten sieht der Vertrag 
vor. daß die jeweils entsendende Seite für die Rei
sekosten von Experten und Wissenschaftlern und 
die empfangende Seite für die Aufenthaltskosten 
aufkommt. Zur Bedeckung dieser Aufenthaltsko
sten wird in den Arbeitsplänen die Höhe des Ta
gesgeldes festgelegt. 

Nach den Erläuterungen der Regierungsvorla
ge soll zur Finanzierung des gegenständlichen 
Abkommens in den Bundesvoranschlag 1990 ein 
Betrag von 370 000 S aufgenommen werden. (Vi
zepräsidem Sir 11 ( zell b erg er übernimll/( dell 
Vorsitz.) 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des Abschlusses des vorliegenden Staatsver
trages die Erlassung von besonderen Bundesge
setzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des Vertragsinhaltes in die inner
staatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 30. Oktober 1989 
in Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Sozial
ausschuß somit den An t rag, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
30. Oktober 1989 betreffend ein Abkommen zwi
schen der Regierung der Republik Österreich und 
der Regierung der Volksrepublik China über die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Gesund
heitswesens wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
hen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrätin 
Karlsson. Ich erteile es ihr. 

I.un .. 
Bundesrätin Dr. Irmtraut Karlsson (SPO, 

Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehr
ter Herr Minister! Hoher Bundesrat! Ich möchte 
kurz zu drei Fragen in bezug auf dieses Abkom
men Stellung nehmen. 
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Erstens zum Inhalt. Die Beschäftigung mit dem 
medizinischen Wissen anderer Kulturen, anderer 
Völker ist etwas, was wir wahrscheinlich sehr lan
ge vernachlässigt und zu Unrecht in den Bereich 
des Aberglaubens verwiesen haben. Ich selbst 
wurde in einer jüngst erschienenen Publikation 
"Magie und Politik" beschimpft, daß ich mytho
logischen Elementen in meiner Partei Eingang 
gewähre. Ich bekenne mich aber dennoch dazu, 
daß wir vom Hochmut unseres Wissenschaftsbe
griffes heruntersteigen müssen, und auch dazu, 
cl::tß vielleicht so manche weise Frau auf dem Lan
de mehr aus ihrer Lebenserfahrung über die 
Wehwehchen weiß als so mancher studierte junge 
Doktor aus der Stadt. 

Das heißt jetzt nicht, daß wir alle zu Geisterhei
lern, Schamanen oder sonstigen eilen sollten, son
dern das heißt einfach, daß sich die Wissenschaft 
mit Volksmedizin, mit Medizinern aus anderen 
Kulturen beschäftigen soll. 

Die chinesische Medizin ist auf ein wissen
schaftliches System aufgebaut, das nicht dem un
seren entspricht, das es aber in der Zeit, in der es 
entstanden ist, durchaus in bezug auf Wissen
schaftlichkeit mit unserer westlichen Medizin 
aufnehmen konnte. Das heißt, es kann also ein 
befruchtender Austausch stattfinden. 

Auch die neue chinesische Medizin, die sich vor 
allem auf das System der Barfußdoktoren be
zieht, birgt eine Menge ganz banaler logischer 
Elemente in sich, zum Beispiel, daß sich der Bar
fußdoktor in einem Dorf als erstes nicht die 
Kranken anschauen soll, sondern die hygieni
schen Verhältnisse überhaupt: Wohin gehen die 
Abwässer, woher kommt das Trinkwasser, wie 
schaut die Versorgung aus? Das hat mit Aber
glauben überhaupt nichts zu tun, sondern bedeu
tet wahrscheinlich für die Entwicklungsländer ei
nen durchaus gangbaren Einstieg in Vorsorgeme
dizin und medizinische Versorgung. 

Ich glaube, daß sämtliche Forderungen dieses 
Abkommens, die auf Zusammenarbeit, Kontakte, 
Erfahrungsaustausch abzielen - sie sind im Arti
kel 2 genau aufgezählt -, auch im jetzigen Zeit
punkt durchaus sinnvoll sind. Unsere Fraktion 
wird daher gegen diese Vorlage keinen Einspruch 
erheben. 

Kritisch anmerken möchte ich jedoch zwei an
dere Dinge: Erstens den Zeitpunkt, zu dem dieses 
Abkommen nunmehr durch die parlamentarische 
Abwicklung läuft. Ich weiß - ich kann ja lesen 
-, der Vertrag wurde am 13. Mai 1989 unter
zeichnet. Da waren die Hoffnungen, die wir auf 
die Entwicklung in China gesetzt haben, durchaus 
noch andere, als es die Erfahrungen waren, die 
wir im Sommer gemacht haben. Die tragischen 
Ereignisse um die brutale Niederschlagung demo
kratischer Bestrebungen in China haben eben die 

Situation verändert seit Jenem Tag im MaL an 
dem dieses Abkommen unterzeichnet wurde. Ich 
sehe es daher mit Befriedigung, daß laut Aus
kunft der Beamten ein Ministeraustausch in näch
ster Zeit nicht vorgesehen ist. 

Was mich zum nächsten Punkt bringt: daß 
nämlich ein Ministeraustausch ein höchst politi
scher Akt wäre, den wir unter elen derzeitigen Be
dingungen sicher nicht setzen sollen. Es kann 
nicht so getan werden, als ob ein derartiger Aus
tausch, eine derartige Zusammenkunft, nichts da
mit zu tun habe, daß eben Todesurteile voll
streckt wurden, daß Menschen eingekerkert wur
elen, daß Menschen gefoltert wurden, daß rvlen
schen verschwunden sind. Gerade totalitäre Staa
ten machen aus der Wissenschaft ein Politikum 
und machen aus Wissenschaftskongressen politi
sche Schauveranstaltungen. Deshalb möchte ich 
auch zumindest kritisch anmerken und diskutiert 
wissen in diesem Hohen Haus, daß es nicht wich
tig ist, daß dieses Abkommen, so wie hier steht, 
keinen politischen Charakter hat. sondern daß es 
sehr wohl ein höchst politisches ist. 

Wie wir aus der Aufzählung in den Erläutern
den Bemerkungen ersehen, sind derartige Ab
kommen über das Gesundheitswesen ja nur mit 
jenen Staaten notwendig, mit denen wir keinen 
offenen Reiseverkehr haben. das heißt. in denen 
die Demokratie - sagen wir es einmal vornehm 
- unterentwickelt ist. Es sind daher all diese Ab
kommen von ihrem Inhalt her höchst politische. 
notwendig geworden aus der politischen Situation 
in den Ländern, mit denen wir sie abgeschlossen 
haben. Wir sollten das nicht leugnen, sondern uns 
dessen bewußt sein. Zum jetzigen Zeitpunkt ist es 
wahrscheinlich notwendig, Kontakte zu halten, 
einmal geknüpfte Kontakte mit Wissenschaftern 
in der Volksrepublik China zu halten, auszubau
en und zu vertiefen. Aber jeder. der in dieser Ab
sicht nach China fährt, muß wissen, daß diese 
Fahrten vom dortigen Regime im Moment poli
tisch ausgenützt werden, und er muß sich dem
entsprechend verhalten. Wir sollen Kontakte hal
ten, gerade auf wissenschaftlicher Basis, aber wir 
sollen 9.abei g.enau wissen, was wir tun. (Beifall 
bei SPO llnd OVP.) lJ.35 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 
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Vizepräsident \Valter Strutzenberger 

Bei der A b SI im l1l II n g beschließt der Bun
desrat mit Slimmeneinhelligkeit. gegen den Be
schluß des Nationalrates k ei 11 e fl Ei fl -

5 pr II c h ZIl erheben. 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
18. Oktober 1989 betreffend ein Übereinkom
men zur Bekämpfung widerrechtlicher Hand
lungen gegen die Sicherheit der Seeschiffahrt so
wie Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher 
Handlungen gegen die Sicherheit fester Plattfor
men, die sich auf dem Festlandsockel befinden. 
(990/NR sowie 3737 und 37411BR der Beilagen) 

Vizepräsident Waltel' Strutzenberger: Wir ge
langen nun zum 4. Punkt der Tagesordnung: 
Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtli
cher Handlungen gegen die Sicherheit der See
schiffahrt sowie Protokoll zur Bekämpfung wi
derrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit 
fester Plattformen, die sich auf dem Festlandsok
kel befinden. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Tmej. Ich 
bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Norbert Tmej: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Sehr ge
ehrte Damen und Herren! Das gegenständliche 
Übereinkommen stellt einen wichtigen Schritt 
der Weiterentwicklung des Völkerrechts auf elem 
Gebiet der Terrorismusbekämpfung dar. Es baut 
auf den bewährten und weltweit anerkannten 
Grundsätzen der bestehenden Verträge über die 
Sicherheit der Zivilluftfahrt auf und nimmt unter 
Bedachtnahme auf das Internationale Überein
kommen gegen Geiselnahme vom 19. Dezember 
1979, BGBI. NI'. 600/1986. die für die Seeschiff
fahrt LInd das Seerecht notwendigen Anpassungen 
vor. In seiner Präambel wird zLlm Unterschied 
von den einschlägigen Luftsicherheitskonventio
nen ausdrücklich die tiefe Besorgnis über die 
weltweite Zunahme terroristischer Akte in all ih
ren Formen zum Ausdruck gebracht und darüber 
hinaus jener Passus der Anti-Terrorismus-Reso
lution 40/61 der Generalversammlung der Ver
einten Nationen zitiert. womit alle Handlungen, 
Methoden LInd Praktiken des Terrorismus, wo 
immer und von wem immer begangen, als verbre
cherisch verurteilt werden. 

Durch das vorliegende Protokoll sollen die Be
stimmungen des gegenständlichen Übereinkom
mens auch auf feste Plattformen, die sich auf dem 
Festlandsockel befinden, angepaßt werden. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset
zen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des VertragsinhaItes in die inner
staatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 30. Oktober 1989 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem Ho
hen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr den 
An t rag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
18. Oktober 1989 betreffend ein Übereinkom
men zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlun
gen gegen die Sicherheit der Seeschiffahrt sowie 
Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher 
Handlungen gegen die Sicherheit fester Plattfor
men, die sich auf dem Festlandsockel befinden, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich be
grüße die im Hause erschienene Frau Bundesmi
nisterin Dr. Flemming. (Allgemeiner Beifall.) 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Holzinger. Ich erteile ihm dieses. 

U-II 

Bundesrat Erich Holzinger (ÖVP, Oberöster-
reich): Herr Präsident! Frau Minister! Herr Mini
ster! Meine sehr geehrten Damen und Herren des 
Bundesrates! An sich könnte man mit diesem 
[bereinkommen zufrieden sein, denn es enthält 
alles, was wir in diesem Zusammenhang wollen. 

Die Tatsache aber, daß wir alle immer wieder 
zutiefst betroffen sind, wenn wir von tätlichen 
Angriffen von Terroristengruppen erfahren, 
wenn wir erfahren müssen, daß unschuldige Men
schen Opfer solcher Aktionen werden, nur weil 
man möglicherweise inhaftierte Terroristen 
freipressen will, veranlaßt mich doch, einige Wor
te zu diesem Thema zu sagen. 

Ich erinnere an den Oktober 1985, als das ita
lienische Kreuzfahrtschiff "Archille Lauro" ent
führt wurde. Damals war auch eine größere An
zahl von Österreichern an Bord, die diese schwe
ren Stunden über sich ergehen lassen mußten. 
Damals wurde ein behinderter amerikanischer 
Staatsbürger ermordet. 

Von den bestehenden völkerrechtlichen Nor
men werden derartige Überfälle durch Terrori
sten nicht erfaßt. Es lag insbesondere keine völ
kerrechtliche verbotene Seeräuberei vor, da der 
Angriff nicht von einem anderen Schiff aus und 
nicht zu persönlichen Zwecken erfolgt war. 

Österreich wurde initiativ: Gemeinsam mit Ita
lien und Ägypten wurde bei der 40. Generalver
sammlung der Vereinten Nationen eine Initiative 
ergriffen, die ihren Niederschlag in der am 
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9. Dezember 1985 ohne Abstimmung angenom
menen Resolution gefunden hat. 

An die internationale Seeschiffahrtsorganisa
tion IMO erging damals der Auftrag, Empfehlun
gen über geeignete Maßnahmen abzugeben. 

Im November 1986 übermittelten Österreich, 
Italien und Ägypten dem Rat der IMO einen ge
meinsam ausgearbeiteten Vorentwurf einer Kon
vention zur Bekämpfung derartiger widerrechtli
cher Angriffe. Anfang März 1988 fand in Rom 
eine internationale Konferenz zu diesem Thema 
statt, an der insgesamt 76 Staaten teilnahmen. 

Beide Vertragsinstrumente, sowohl das Über
einkommen zur Bekämpfung widerrechtlicher 
Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschiff
fahrt. als auch das Protokoll zur Bekämpfung wi
derrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit 
fester Plattformen, die sich auf dem Festland be
finden - gemeint sind damit unter anderem die 
Bohrinseln, die mit dem Meeresboden fix veran
kert sind -, wurden angenommen und am 
10. März 1988 in Rom zur Unterzeichnung auf
gelegt. 

Damals fand die Initiative der drei Staaten 
Österreich, Italien und Ägypten weltweite Aner
kennung. Die Unterzeichnungsstaaten - mit 
Stand vom 30. März 1989 waren es 42 - sind 
verpflichtet, Täter beziehungsweise verdächtige 
Personen strafrechtlich zu verfolgen beziehungs
weise auszuliefern. 

Auch Vorfälle, wie vermutlich beim Untergang 
der "Lucona". fallen unter dieses Übereinkom
men. 

Man kann nun über die Wirksamkeit solcher 
Vereinbarungen diskutieren und unterschiedli
cher Nleinung sein. Auch in der Luftfahrt sind 
Entführungen und terroristische Anschläge. bei 
denen fast immer unschuldige Menschen zu Scha
den kommen oder getötet werden, durch ähnliche 
Übereinkommen mit Erfolg bekämpft worden, 
wie wir feststellen können. Es haben sich diese 
Übereinkommen als taugliche Instrumente zur 
Bekämpfung von Terroristen erwiesen. 

Nicht zuletzt diese Tatsache hat dazu geführt. 
daß vermehrt andere Ziele Gegenstand terroristi
scher Angriffe wurden. Es waren daher entspre
chende Vorkehrungen auch in anderen Bereichen 
zu treffen, es kam daher zu dieser Vereinbarung. 

Dieses Übereinkommen wird umso wirkungs
voller, je mehr Staaten sich diesem anschließen, 
wobei besonders wichtig wäre, würden sich jene 
Staaten zum Beitritt entschließen. von deren 
Staatsgebiet aus terroristische Handlungen erfol
gen. in denen terroristische Gruppen ihren Sitz 
haben. 

Wie Sie wahrscheinlich gelesen haben, disku
tiert Amerika zurzeit die Frage, ob man über Ter
roristen die Todesstrafe verhängen soll. Man 
kann auch daraus die weltweite Entschlossenheit. 
gegen den internationalen Terrorismus mit allen 
zur Verfügung stehenden Mitteln aufzutreten, 
ablesen. Es ist daher wichtig und richtig. daß auch 
Österreich dieses Übereinkommen ratifiziert. 
I Beifall bei der Ö V P.) IJ,.f(, 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht eier Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß
wort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der Ab s ( i 111 mUll g beschließt der Bllll
desrt71 mit Slimmcneinhelligkeil. gegell dell Be
schlclß des Nationalrates k e i 11 e 11 Ei Il -

s p r II c h zu erheben. 

S. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
17. Oktober 1989 betreffend einen Vertrag zwi
schen der Republik Österreich und der Volksre
publik Polen über die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes (936 und l068/NR so
wie 3742/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
langen zum 5. Punkt d~.r Tagesordnung: Vertrag 
zwischen der Republik Osterreich und der Volks
republik Polen über die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Farthofer. 
Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Erich Farthofer: Herr Präsi
dent! Frau Bundesminister! Geschätzte Damen 
und Herren! Das gegenständliche Abkommen soll 
die Zusammenarbeit der Republik Österreich 
und der Volksrepublik Polen auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes intensivieren. 

Als Schwerpunkte der Zusammenarbeit sieht 
das vorliegende Abkommen unter anderem nach
stehende Maßnahmen vor: 

Maßnahmen zur Messung und Verringerung 
von Schadstoffen der Luft. 

Feststellung der Ursachen von Waldschäden 
und Maßnahmen zu deren Verringerung, 

Vermeidung, Verwertung und schadlose Besei
tigung von Abfällen, 
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Erfahrungs- und Informationsaustausch im Be
reich von Maßnahmen zum Schutz der Gewässer, 

Umwelterzieh ung. 

Der gegenständliche Vertrag stellt überdies ein 
langfristiges Rahmenübereinkommen dar, das 
durch besondere Durchführungsvereinbarungen. 
sogenannte Arbeitspläne. zu konkretisieren ist. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset
zen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des Vertragsinhaltes in die inner
staatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für Familie und Umwelt hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
30. Oktober 1989 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen. dem Hohen Hause 
zu empfehlen. keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für Familie und Umwelt somit den An
t rag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
17. Oktober 1989 betreffend einen Vertrag zwi
schen der Republik Österreich und der Volksre
publik Polen über die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
hen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Kampichier. Ich erteile ihm dieses. 

l.U<) 

Bundesrat Franz Kampichler (ÖVP, Nieder
österreich): Herr Präsident! Frau Bundesmini
ster! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hohes Haus! Da die Umweltverschmutzung vor 
keiner Grenze haltmacht, ist dieser Vertragsab
schluß mit Polen unbedingt zu begrüßen. - Ge
genseitiger Erfahrungs- und Informationsaus
tausch tragen zur Verbesserung der Situation bei. 

le umfassender das Wissen über die Belastung 
und U mweItschäden in diesen Ländern ist, desto 
eher können wirksame Maßnahmen dagegen er
griffen werden. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Die 
Volksrepublik Polen ist leider auch - was die 
Umweltsituation betrifft - in einer katastrophal 
schlechten Situation. Rücksichtslose industrielle 
Ausbeutung hatte eine enorme Verschmutzung 
der Gewässer und eine besorgniserregende Bela
stung der Wälder zur Folge. 65 Prozent der pol
nischen Wälder sind vom Waldsterben bedroht, 
und die besondere Schwierigkeit Polens und sehr 
vieler anderer Oststaaten ist, daß sie die Wirt-

schaft und die Umwelt gleichzeitig sanieren soll
ten. 

Ein total unfähiges kommunistisches Regime 
hat seit Ende des Zweiten Weltkrieges dieses 
Land in jeder Hinsicht in elen Ruin geführt. Das 
totale Scheitern der kommunistischen Ideologie 
wird einem gerade in diesen Ländern sehr. sehr 
deutlich vor Augen geführt. 

Obwohl auf die Umwelt keine Rücksicht ge
nommen wurde. war es nicht geglückt. auch nur 
die geringsten Bedürfnisse eier Bewohner dieser 
Länder zu befriedigen. Im klassischen Arbeiter
staat verdient ein Pole derzeit 250 S im Monat. 
ein Pensionist bekommt 50 S pro Monat. Und mit 
diesem Einkommen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, kann man nicht einmal in Polen das 
Auslangen finden. Auf eine Wohnung wartet man 
je nach Wohngebiet zirka 50 Jahre. Und es ist 
nicht verwunderlich. daß in diesem Land und aus 
diesem Grund bei der Bevölkerung totale Hoff
nungslosigkeit und Frustration herrschen. 

Dieser Frust ist für einen Neubeginn. der jetzt 
durch die demokratisch gewählte Regierung unter 
der Führung der Solidarnosc möglich wäre, sicher 
das größte Hindernis. 

Diese Hoffnungslosigkeit kann aber nur abge
baut werden, wenn wirkliche Verbesserungen so 
rasch als möglich Platz greifen. Daher wird selbst
verständlich an erster Stelle die Versorgung mit 
Gütern des täglichen Bedarfs stehen und in 
puncto Dringlichkeit vor Umweltschutzmaßnah
men gereiht sein müssen. 

Es ist notwendig - ich freue mich, daß unser 
Außenminister Dr. Mock bereits die Initiative er
griffen hat -, diesbezüglich sehr rasch Hilfe an
zubieten. 

Genauso eine Unterstützung, wie wir sie nach 
dem Zweiten Weltkrieg zum Beispiel von den 
USA ganz besonders notwendig gebraucht haben 
und durch die wir wieder zu eigener Wirtschafts
kraft gekommen und dadurch zu einem sehr 
wichtigen Wirtschaftspartner für jene Länder ge
worden sind, die uns geholfen haben, müssen wir 
auch jetzt Polen zukommen lassen. Auch wir wer
den einmal sehr davon profitieren, wenn es uns 
gelingt, daß unser Land dazu beiträgt, daß sich 
diese in Entwicklung und im Umbruch befindli
chen Oststaaten wirtschaftlich erholen. Wir wer
den dann davon profitieren, daß sie uns das, was 
wir heute im Überfluß haben, abkaufen können, 
denn viele Produkte sind in kommunistischen 
Ländern noch Mangelware. Wir müssen helfen, 
daß diese Länder wirtschaftlich stark werden und 
sich unsere Produkte leisten können. 

Aber der völlige Neubeginn, meine sehr geehr
ten Damen und Herren, in vielen Bereichen bie-
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tet auch eine entsprechende Chance, und zwar ge
rade im Bereich des Umweltschutzes können die
se Aspekte durch Neuerrichtungen von Betrieben 
bereits verstärkt berücksichtigt werden. 

Es muß in unserem eigenen Interesse unsere 
Aufgabe sein, daß wir alle Erfahrungen, die wir 
bereits auf diesem Sektor haben, diesen Staaten 
zur Verfügung stellen, und es muß in unserem 
Interesse liegen, daß alles, was dort neu geschaf
fen wird, den Richtlinien und den Erfordernissen 
auch des Umweltschutzes dient. 

Gerade wir in Österreich verfügen ja zum Bei
spiel bei der Rauchgasentgiftung über ein enorm 
hohes Wissen und ein perfektes Know-how. Un
sere neuen Kohlekraftwerke, zum Beispiel Dürn
rohr in Niederösterreich, können auf eine 95pro
zentige Entschwefelung hinweisen, und führende 
Firmen unseres Landes. wie zum Beispiel Simme
ring-Graz-Pauker oder Waagner-Bir6, hätten das 
Wissen und das Know-how, sodaß man in Polen 
in diesem Bereich auch aktiv werden könnte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bei 
einem Besuch Polens beim Jungparlamentarier
Treffen Anfang September konnte ich mich da
von überzeugen. daß die Menschen. wenn ihnen 
die richtigen Begleitumstände geboten werden, 
sehr wohl in der Lage sind, ihr Land wieder zu 
wirtschaftlicher Blüte zu führen. Ich hoffe, daß 
dieses leidgeprüfte Volk wirklich die schwersten 
Zeiten bereits hinter sich hat und einer positiven 
Phase unter der Führung der Solidarnosc entge
genblicken kann. 

Österreich fällt bei der Neuorganisation Euro
pas eine wichtige Rolle zu - nicht nur im Um
weltbereich -, und ich wünsche mir von ganzem 
Herzen, daß die wirklich positiven Entwicklun
gen. die jetzt eingeleitet wurden, andauern und 
daß die Friedensepoche, an der wir uns jetzt 
schon seit 45 Jahren erfreuen dürfen, dadurch ge
festigt und gestär~t wird. - Ich bedanke mich. 
(Berfall bei der OVP LUut bei Bundesräten der 
SPO.) LJ.5-: 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Köpf das Wort. 

tl.57 .. 
Bundesrat Peter Köpf (SPO, Salzburg): Sehr 

geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Mini
sterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Bemühungen Österreichs, wirtschaftlichen 
Fortschritt nur unter Berücksichtigung unserer 
Umwelt zuzulassen, haben enorme Verbesserun
gen der Lebensqualität der Menschen in Öster
reich gebracht. 

Sicherlich stehen wir nicht am Ende, sondern 
am Anfang einer Entwicklung. Beides, Lebens
qualität beziehungsweise wirtschaftlicher Fort-

schritt und Berücksichtigung der Umwelt, wurde 
schon sehr früh festgeschrieben. Diejenigen, die 
es am Anfang niedergeschrieben haben - ich er
innere nur an das Programm der Sozialistischen 
Partei 1978 sowie vieler anderer Gruppen auch 
-, wurden zum Teil noch belächtelt. Ökonomie 
und Ökologie sind vereinbar, ergänzen einander 
und, ich glaube, man muß sagen, bedürfen einan
der. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein 
gigantisches Umdenken hat Platz gegriffen. Selbst 
mein Vorredner hat nicht immer so gedacht, aber 
ich glaube, das kann jeder zugeben. 

Dieses gigantische Umdenken. das Bewußtwer
elen eier Problematik bei immer mehr Menschen, 
führt dazu, daß man zu der Erkenntnis kommt, 
daß Geld beziehungsweise Einkommen allein 
ohne Umwelt keine Zukunftschancen hat. 

Der technische Fortschritt der letzten 40 Jahre 
war so gigantisch, daß auch in Zukunft immer 
neue Gefahren entstehen. Tausende neue chemi
sche Verbindungen von ungeahnten Möglichkei
ten. Computer- und Robotertechnik. Gentechno
logie und vieles mehr können den Segen, aber 
auch den Untergang der Menschheit bedeuten. 

Vor diesem Hintergrund, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, nimmt sich der heute zu be
schließende Vertrag über die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes zwischen Po
len und Österreich eher bedeutungslos aus. Und 
trotzdem messe ich ihm ganz besondere Bedeu
tung zu. Nicht weil er besonders tiefgründig ist 
oder weil er ein besonders gut verhandelter Ver
trag ist, sondern weil er die Möglichkeit bietet, 
unsere Auffassung von Umweltschutz in ein 
Nachbarland zu bringen. durch ständige Kontakt
nahme neue Erkenntnisse und auch unsere zu
künftigen Erfordernisse zur Diskussion zu stei
len. 

Unsere Verantwortung als moderner Industrie
staat gegenüber Polen ist dabei viel größer, als das 
in diesem Vertrag zum Ausdruck kommt. Wir 
werden Polen - wollen wir, daß das, was in die
sem Vertrag ausgedrückt wird, auch einigerma
ßen ernst genommen wird - in erster Linie hel
fen müssen. Und dieses Helfen wird für uns wo
möglich schmerzlicher sein als für das polnische 
Volk und wird bei uns vielleicht politische Nar
ben hinterlassen. 

Wir werden auf viele Finanzforderungen ver
zichten müssen, die wir gegenüber Polen haben. 
Wenn es den Polen mit Hilfe des Westens - und 
auch mit unserer Hilfe - nicht gelingt, ein mo
derner Industriestaat zu werden, dann wird auch 
der Umweltschutz dort zu kurz kommen. Wir 
dürfen den Polen nicht den Industrieschrott ver
kaufen, wir dürfen ihnen nicht mehr bei uns nicht 
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absetzbare, ja verbotene Waren liefern, wir dür
fen ihnen nicht unseren Industrie- und Sonder
müll über die Grenze schicken. 

Wir müssen bei der Einbringung der Schulden 
auf die Entwicklung der Wirtschaft Polens Rück
sicht nehmen und müssen und werden uns mit 
Beteiligungen, mit Know-how-Transfers und mo
derner Technologie einstellen müssen. Das alles 
unter dem Gesichtspunkt, das polnische Volk in 
die Lage zu versetzen, sich Umweltschutz auch 
leisten zu können. In diesem Sinne begrüße ich 
diesen Vertrag mit Polen und hoffe, daß Öster
reich klug gen~ug ist. von den Polen nicht mehr zu 
verlangen, als dies zu geben inlstande ist. 

Folgendes ist klar: Das polnische Volk hat bis 
heute keinen besonderen Vorrang in Richtung 
Umweltschutz geben können. Das Pro-Kopf
Müllaufkommen beträgt dort lediglich ein Viertel 
des unseren. Die geringe Zahl an Autos - aller
dings sehr alten Autos - verursacht auch eine in 
absoluten Zahlen ausgedrückt geringere Umwelt
belastung als bei uns beziehungsweise in anderen 
industrialisierten Staaten der westlichen Welt. 

Die alten Fabriken und der Hausbrand mit der 
sehr schwefelhaltigen Kohle sind derzeit in Polen 
wahrscheinlich noch das größte Umweltschutz
problem. Aber, meine sehr verehrten Damen und 
Herren: "Perestrojka" und "Glasnost" haben aber 
auch eine ökonomische Wurzel. Und es ist das 
Szenario für das Jahr 2010 durchaus vorstellbar. 
daß im Osten eben auch auf 1 000 Einwohner 
400 Kraftfahrzeuge kommen und ein Lebensstan
dard westlicher Prägung zumindest angestrebt 
oder womöglich zur Selbstverständlichkeit wird 
- mit all den Problemen, die dem folgen. 

Das Europa eier Zukunft kann aber nur ein Eu
ropa der Ökologie sein, denn sonst zerstören wir 
uns selbst den Lebensraum. Es wird also. meine 
sehr verehrten Damen und Herren, nicht nur not
wendig sein, im eigenen Land, und zwar durch 
vorbildliche Umweltpolitik, die Lebensbedingun
gen der Menschen zu sichern, sondern wir müs
sen durch vorbildliche Nachbarschaftshilfe - so 
würde ich das bezeichnen - und Entwicklungs
politik unsere Nachbarländer in die Lage verset
zen, daß sie und wir im Jahr 2010 noch eine le
benswerte Umwelt vorfinden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Nach diesen Worten zu diesem Vertrag verbinde 
ich aber auch noch einen Wunsch in unserem ei
genen Hause hier. Ich habe eigentlich gehofft, 
daß heute zumindest ein neuer Bundesrat hier 
das Wort ergreift und zu dem Stellung nimmt. 
was er uns via Zeitungen hat wissen lassen. Ich 
gehe davon aus, daß das den Tatsachen entspricht 
und daß hiezu zumindest eine Erklärung seitens 
dieses neuen Bundesrates erfolgt. Vielleicht kann 
ich ihn dazu auffordern ... (Bundesrätin Dr. 

Sc h m i d t: Warten Sie ab. er kommt schon 
/loch.') Ach so, Sie glauben, daß man die Sitzung 
vertagen kann. (Neuerlicher Z~vischeflraf der 
BllIzdesräcln Dr. Sc h f1l i d l.) 

Ich habe das deshalb sehr sehr genau beobach
tet, weil mich das interessiert: Alle, die wir schon 
sehr lange im Bundesrat sind. haben einen eige
nen Sitz~ngsrhythmus. Der eine geht halt auch 
einmal auf einen Kaffee, wenn er um -+ Uhr früh 
aufgestanden ist. um mit dem Zug herzufahren. 
Der andere hat möglicherweise ein Gespräch zu 
führen, sich über verschiedenes zu erkundigen. 
Es kommt schon manchmal vor - das wurde 
~llIch sehr stark kritisiert -, daß die Bankreihen 
gelichtet sind. Aber folgendes: An meinem ersten 
Sitzungstag hier habe ich nicht so viel gefehlt wie 
Bundesrat Gernot Rumpold, der laut Presse den 
Bundesrat, dem er nun angehört. als "Witzver
ein" bezeichnet hat. (Zwischenruf der BllIzdesrä
I in Dr. S c h f1l i d I.) 

Liebe Frau Bundesrat, darf ich doch sagen, daß 
es mir um mehr geht. Mir geht es um die Glaub
würdigkeit unserer eigenen Arbeit und daß man 
entweder hier herinnen versucht, sein Bestes zu 
geben - oder man zieht die Konsequenzen und 
~erläßt den Bundesrat, wenn es einem hier eben 
nicht paßt. 

Ich fürchte nämlich. daß es Ähnliches wie frü
her einmal einmal geben wird, daß dieses Hohe 
Haus als "Quatschbude" oder sonstwie bezeich
net wird. 

Ich möchte vielleicht auch Sie auffordern, hier 
eine Richtigstellung zu treffen, wenn das schon 
Ihr Herr Kollege nicht der Mühe wert findet. Ich 
glaube. daß es notwendig ist. daß man das sofort 
beim Einzug in dieses Haus macht. Wir sind 
durchaus bereit, dies als Mißverständnis zur 
Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
Ich bin durchaus bereit, dies als Mißverständnis 
gelten zu lassen, das Unerfahrenheit zuzuschrei
ben ist. Ich bin weit davon entfernt, Ihnen, liebe 
Frau Bundesrat Dr. Schmidt, einen ähnlichen 
Vortrag zu halten, wie das Herr Professor Scham
beck bei einer der letzten Sitzungen getan hat, 
aber ich bitte Sie doch, meine Sorge, meine Mei
nung zur Kenntnis zu nehmen, daß dieser Ton 
gerade am Anf~.ng seiner T~.tigkeit unangebracht 
ist. (Beifall bei OVP und SPO.J 1.f.1i5 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist auch nicht der Fall. 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b S l i rn m /ill g beschließt der BUIl
desrat mit Scimmeneinhelligkeit. gegen den Be
schluß des Nalionalrates k ei Il e 11 Ei 11 -

s pr II c h zu erheben. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates yom 
17. Oktober 1989 betreffend ein Protokoll zu 
dem Übereinkommen von 1979 über weiträumi
ge grenzüberschreitende Luftverunreinigung 
betreffend die Bekämpfung von Emissionen von 
Stickstoffoxiden oder ihres grenzüberschreiten
den Flusses samt Technischem Anhang (971 und 
1069/NR sowie 3743/BR der Beilagen) 

Vizept'äsident Walter Strutzenberger: Wir ge
langen nun zum .~. Punkt der Tagesordnung: Pro
tokoll zu dem Cbereinkommen von 1979 über 
weiträumige grenzüberschreitende Luftverunrei
nigung betreffend die Bekämpfung von Emissio
nen von Stickstoffoxiden oder ihres grenzüber
schreitenden Flusses samt Technischem Anhang. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin 
Helga Markowitsch übernommen. Ich bitte sie 
um den Bericht. 

Berichterstatterin Helga Markowitsch: Sehr ge
ehrter Herr Präsident! Sehr geeht·te Frau Bundes
ministerin! Meine Damen ~und Herren! Öster
reich hat im November 1979 in Genf das europäi
sche Übereinkommen über weiträumige grenz
überschreitende Luftverunreinigung der Wirt
schaftskommission für Europa der Vereinten Na
tionen (ECE) unterzeichnet. Diese Konvention 
ist für Österreich am 16. März 1983 in Kraft ge
treten. 

Zur Erfüllung derselben wurde in Sofia am 
I. November 1988 das gegenständliche Protokoll 
von 26 Mitgliedstaaten der ECE unterzeichnet. 

Das Protokoll enthält unter anderem folgende 
Schwerpunkte: 

Die nationalen jährlichen Emissionen von 
Stickstoffoxiden oder deren grenzüberschreiten
der Fluß sind bis zum 31. Dezember 1994 so zu 
verringern, daß sie den für das Jahr 1987 berech
neten Emissionswert nicht überschreiten. 

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, binnen 
zweier Jahre nach Inkrafttreten des Protokolls für 
stationäre und mobile Emissionsquellen nationale 
Emissionsgrenzwerte, die sich am letzten Stand 
der Technik orientieren, festzulegen. 

Bei bestehenden großen stationären Emissions
quellen sind Maßnahmen zur Begrenzung der 
Emission von Stickstoffoxiden einzuführen. 

Bereitstellung bleifreien Benzins entlang inter
nationaler Transitrouten im gesamten Staatsge
biet eier Signatare. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset
zen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des Vertragsinhaltes in die inner
staatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für Familie und Umwelt hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
JO. Oktober 1989 in Verh:lI1dlung genommen 
unel mit Stimmenmehrheit beschlossen, dem Ho
hen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für Familie und Umwelt somit elen A n -
t rag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
17. Oktober 1989 betreffend ein Protokoll zu 
dem Übereinkommen von 1979 über weiträumige 
grenzüberschreitende Luftverunreinigung betref
fend die Bekämpfung von Emissionen von Stick
stoffoxiden oder ihres grenzüberschreitenden 
Flusses samt Technischem Anhang wird kein Ein
spruch erhoben. 

Vizepräsident Waltel' Strutzenberger: Wir ge
hen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Jürgen Weiss. Ich erteile es ihm. 

[·U[ 

Bundesrat EU'gen \Veiss (ÖVP, Vorarlberg): 
Herr Präsident! Frau Bundesministerin! Hohes 
Haus! Ich möchte ganz kurz dort fortsetzen, wo 
Herr Kollege Köpf aufgehört hat: Es tut mir ei
gentlich leid, daß unser verehrter Kollege Schif
frer nach so kurzer Zugehörigkeit zum Bundesrat 
diesen so rasch verlassen hat oder verlassen muß
te; ich weiß das nicht und will das auch nicht be
werten. Ich möchte ihm nur von dieser Stelle aus 
wünschen, daß er seine Pension in Gesundheit 
und Freude möglichst lange genießen kann. (Bei
fall bei ÖVP (md SPÖ.) 

Bei kaum einem anderen Beschluß des Natio
nalrates trifft die Feststellung, elaß gut Ding Wei
le braucht, mehr zu als bei diesem wichtigen 
Schritt zur Eindämmung von Emissionen von 
Stickstoffoxiden. 

Die im Übereinkommen und in den Erläutern
den Bemerkungen angeführten Jahreszahlen ver
mitteln den Eindruck, man habe zur Lösung die
ses Problems unendlich viel Zeit zur Verfügung. 
1979, .~Iso vor zehn Jahren, wurde das Europäi
sche Ubereinkommen über weiträumige grenz
überschreitende Luftverunreinigungen unter-
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zeichnet. Für Österreich ist es am 16. März 1983, 
also nach vier Jahren, in Kraft getreten. Ziemlich 
genau vor einem Jahr wurde das heute zur Bera
tung stehende Protokoll betreffend die Begren
zung von Stickstoffoxid-Emissionen unterzeich
net. 

Bis 1994, also ein Horizont von fast fünf Jah
ren, sollen die nationalen Emissionen so verrin
gert werden, daß sie wenigstens den Stand von 
1987 nicht mehr überschreiten. 

Zwei Jahre nach Inkrafttreten des Protokolls 
sind nationale Emissionsgrenzwerte festzulegen, 
und für die Bereitstellung bleifreien Benzins, das 
j:l für die Verwendung von Katalysatoren uner
läßlich ist, entlang der internationalen Tansitrou
ten - gar nicht zu reden von flächendeckender 
Bereitstellung - sind ebenfalls zwei weitere Jahre 
eingeräumt. 

Bei deI· Vorbereitung meiner Wortmeldung ist 
mir ein heute fünf Jahre alter Artikel der "Salz
burger Nachrichten" in die Hände gefallen, wo
nach Professor Dr. Möse vom Hygieneinstitut der 
Universität Graz bereits damals schon darauf hin
gewiesen hat. daß die Stickoxide den Verantwort
lichen davonzurennen drohen. - Er hat leider 
recht behalten. 

Wie sieht die Ent~icklung des jährlichen 
Schadstoffausstoßes in Osterreich zwischen 1980 
und 1987 aus? - Schwefeldioxid: minus 180 000 
Tonnen, ein beachtlicher Fortschritt. Kohlen
monoxid: minus 42 000 Tonnen. Der Ausstoß an 
Kohlenwasserstoffen ist gleich geblieben. Und bei 
den Stickoxiden haben wir in diesem Zeitraum 
ein Plus von 5 000 Tonnen an Schadstoffemis
sion. 

Ein kurzes Wort zu diesem Schadstoff: Die 
Stickoxide gelten nicht nur als Beteiligte an der 
Entstehung tumorauslösender Stoffe im mensch
lichen Körper, sondern sie tragen über Regen und 
Nebel zum "sauren Regen" und damit zum Wald
sterben maßgeblich bei. Richtig bekannt und "po
pulär" - unter Anführungszeichen - geworden 
sind sie heuer als Vorläuferschadstoffe bei der 
Ausbildung des Sekundärschadstoffes Ozon, der 
im Sommer verstärkt wahrgenommen und regi
striert wurde. 

Die Schweizer Luftre.~nhalteverordnung - eine 
ähnliche Regelung für Osterreich befindet sich in 
Ausarbeitung - hat als Emissionsgrenzwert mit 
einem maximalen Stundenmittelwert 120 Mikro
gramm Ozon pro Kubikmeter festgelegt. 

In Vorarlberg, wo man das sehr genau mißt, 
wurden heuer bei Schönwetterperioden häufig 
Werte bis 160 Mikrogramm gemessen, in Einzel
fällen sogar über 200. 

Wir sind davon deshalb so stark betroffen, weil 
sich Ozon in erster Linie durch Sonneneinstrah
lung während der Luftverfrachtung von Stickoxi
den bildet und daher nicht so sehr in den Bal
lungsräumen selbst, sondern in deren weiterer 
Umgebung und hier wieder paradoxerweise im 
ländlichen Gebiet auftritt. - Es ist ja auch be
kannt. daß es in früherer Zeit Fremdenverkehrs
orte gegeben hat, die ihr Reizklima mit einem be
sonders hohen Ozongehalt der Luft zu bewerben 
versucht haben. 

Diese hohe Ozonkonzentration, von eier vor al
lem Kinder, ältere oder gesundheitlich anfällige 
l\'lenschen betroffen sind, hat dazu geführt, daß 
bespielsweise bei uns bei längerem Schönwetter 
Schulwanderungen unterlassen wurden. 

Verschiedentlich wurde das als Panikmache 
dargestellt. Diese Mahnung ist durchaus beden
kenswert. weil auch auf dem Gebiet des Umwelt
schutzes Lösungen eher von besorgten, aber doch 
tatkräftigen Optimisten als von verzagten Pessi
misten kommen können. Andererseits haben es 
Umweltprobleme in sich, daß in der Regel wohl 
zuerst ein gewisser Problemdruck auflaufen muß, 
ehe Barrieren überwunden werden können. 

Daß sich unsere Gesellschaft mit der Bewälti
gung von Umweltproblemen und mit dem Über
springen dieser Barrieren nach wie vor schwertut. 
hat mehrere Ursachen: Im Gegensatz zu anderen 
Problemen haben Umweltschäden vielfach eine 
sehr geringe Anschaulichkeit. Es sind, wenn man 
so will, "Unfälle", die in Zeitlupe geschehen. Es 
fehlt vielfach auch eine klare, räumliche Zuord
nung zum Verursachet'. Ökologische Gefahren 
erwachsen einfach aus einer Vielfalt von EinzeI
handlungen, und das reduziert natürlich das Be
wußtsein der Schädigung beim einzelnen kleinen 
Verursacher, der denkt: Auf meine kleine, läßli
che Sünde kommt's doch wohl nicht an. 

end schließlich ist es auch international nach 
wie vor so, daß die Staatsziele stark auf die Ver
besserung der materiellen Wohlfahrt der Bürger 
ausgerichtet sind und auch auf die nach unserem 
Verständnis dafür notwendige Freiheit. Jede Ein
schränkung dieser Freiheiten - etwa des über
bordenden Individualverkehrs oder gar des Tran
sitverkehrs - steht unter einem außerordentlich 
starken Begründungszwang, Ich erinnere nur an 
die Diskussionen um Tempo 80/100. 

Damit sind wir bei der paradoxen Situation, 
daß der zunehmende Schadstoffausstoß, bei
spielsweise an Stickoxiden, die Umweltschäden 
bedenklich vergrößert, gleichzeitig aber vielfach 
erst dadurch eine Chance für einen Lösungsan
satz bietet. 

Daher ist es meiner Meinung nach wichtig, das 
Bedrohungsbewußtsein der Bevölkerung nicht 
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einzuschläfern, sondern wachzuhalten und zu 
schärfen. 

In diesem Sinne war es nicht Panikmache, son
dern Bewußtseinsbildung, daß beispielsweise die 
Vorarlberger Landesregierung im vergangenen 
Sommer - sie wird das auch weiterhin tun -
damit begonnen hat, die aktuellen Ozon werte 
laufend zu veröffentlichen. Nur durch glaubwür
dige Information werden wir auch Verständnis 
dafür finden können, daß ohne internationales 
Zusammenwirken unser noch so großes Bemü
hen letztlich auf Sand bauen würde. 

Europa ist mehr als eine Kultur- und Wirt
schaftsgemeinschaft, es muß sich künftig - und 
das gilt auch an die Adresse der EG - seiner 
Rolle als Umweltgemeinschaft stärk.~r als bisher 
bewußt werden. Das vorliegende Ubereinkom
men ist ohne Frage ein wichtiger Schritt dazu. es 
enthebt uns aber - nicht zuletzt wegen der Ge
mächlichkeit internationalen Vorgehens - nicht 
der Notwendigkeit, in unserem eigenen Bereich 
jeden noch so kleinen Beitrag zu leisten. Diesbe
züglich sind - darüber sind wir uns wohl alle 
einig - bei weitem noch nicht alle Möglichkeiten 
ausgeschöpft. 

Ich erinnere nur an zwei Fragen: Warum wird 
das abgasfreie Tanken durch ein entsprechendes 
Umrüsten der Tankstellen nicht stärker vorange
trieben? Da hinken wir der Entwicklung in der 
Schweiz und in Deutschland doch etwas nach. 
Und: Warum wird beispielsweise die Kraftfahr
zeugsteuer immer noch nach dem Hubraum und 
nicht nach den Schadstoffemissionen berechnet? 
- Das sind zwei kleine Fragen, wo wir sagen 
müssen: Da haben wir unsere Hausaufgabe leider 
noch nicht gemacht. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Ich komme zurück zu den Stickstoffoxiden. Sie 
stammen ... (Blll1desrätin Dr. Sc h m i d t: Es 
gibt eine große Koalition.') Machen Sie da nicht 
mit? (Bundesrätin Dr. 5 c Iz l1l i d I: Dabei SChOfl.') 

Sie sind dazu herzlich eingeladen! 

Die Stickstoffoxide stammen fast zu drei Vier
teln aus dem Kraftfahrzeugverkehr. Da könnte 
doch jeder von uns in völliger Freiheit ohne staat
liches Handeln einen Beitrag zur Schadstoffmin
derung leisten. 

Man bezeichnet häufig den Sport als die wich
tigste Nebensache der Welt. Für viele Leute 
scheint das heute aber das Autofahren zu sein. Es 
ist natürlich vielfach eine unerläßliche Vorausset
zung für die notwendige berufliche und soziale 
Mobilität, das ist gar keine Frage, oft aber auch 
bloßer Selbstzweck. 

Das ist schon sehr wesentlich, aber nicht nur 
eine Forderung nach größerer Attraktivität öf
fentlicher Verkehrsmittel, sondern auch ein Ap-

pell an mich und dich. Der einzelne ist nämlich 
nicht so ohnmächtig, wie es scheinen mag. Denn, 
um Karl Jaspers der Nachkriegszeit zu zitieren: 
Die Kraft des scheinbar verschwindenden einzel
nen ist die einzige Substanz und der wirkliche 
Faktor für das, was aus dem Menschen - und 
heute können wir einfügen: LInd aus seiner Mit
welt - wird. 

Im diesem Sinne stimmen wir dem vorliegen
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates gerne zu. 
(Be(fall hei ÖVP und SPÖ.) I.f-.!! 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Gargitter das Wort. 

IL!:! 

Bundesrat Eduard Gargitter (SPÖ, Oberöster
reich): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Bun
desminister! Meine Damen und Herren! Der 
menschliche Geist hat eindrucksvolle. aber auch 
zweifelhafte Höhepunkte erreicht. Er bedroht 
selbst seine eigene Existenz nicht allein durch die 
Massenvernichtungswaffen. sondern auch durch 
die weltweite Zerstörung seiner natürlichen Le
bensgrundlagen. Die Natur läßt sich nicht hem
mungslos ausbeuten. Wirtschaftssysteme, die 
Luft. Wasser, Rohstoffe und den Boden zerstö
ren, sind gleichzeitig der Wegbereiter des Unter
ganges der Gattung Mensch. Da die Luft. aber 
auch das Wasser in Form von Verdunstung oder 
Fließwasser keine Grenzen kennen. ist eine inter
nationale Zusammenarbeit auf diesen Gebieten 
zur Vermeidung der Belastungen unerläßlich. 

Dieses Übereinkommen wurde. wie es die Be
richterstatterin vorgetragen hat. im Rahmen der 
Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten 
Nationen. kurz ECE, erarbeitet und behandelt. 
Es handelt sich um die weiträumige. grenzüber
schreitende Luftverunreinigung. Dieser interna
tionale Vertrag wurde am 13. November 1979 un
terzeichnet. Nach der Ratifikation trat er im März 
1983 in Kraft. Zur Erfüllung dieses Vertrages 
wurde im Juli 1985 in Helsinki von 21 Staaten, 
darunter auch Österreich. das Protokoll betref
fend die Verringerung des Schwefelausstoßes 
oder seines grenzüberschreitenden Flusses um 
mindestens 30 Prozent bis zum Jahre 1993 unter
zeichnet. 

Diese Niederschrift ist für Österreich im Sep
tember 1987 in Kraft getreten. Als weiterer 
Schritt zur Verringerung des Ausstoßes von Luft
schadstoffen im Rahmen des oben genannten 
Vertrages konnte anläßlich der 6. Tagung des 
Leitungsgremiums der Konvention nach dreijäh
riger Verhandlung in Sofia im November 1988 
das Protokoll betreffend die Begrenzung von 
Stickstoffoxid-Emissionen oder ihres grenzüber
schreitenden Flusses unterzeichnet werden. 
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Das Protokoll wurde von 26 ECE-Staaten un
terzeichnet, vor allem von allen Nachbarstaaten 
Österreichs - außer Jugoslawien: letzteres ist 
hochbedauerlich. Ziel ist es, die nationalen Emis
sionen von Stickstoffoxiden bis 1994 zu verrin
gern. Die Vertragsstaaten verpflichten sich. für 
stationäre und mobile Emissionsquellen nationale 
Grenzwerte verbindlich festzulegen. Bei beste
henden stationären Emissionsquellen sind Maß
nahmen zur Begrenzung des Ausstoßes von Stick
stoffoxiden einzuführen. Der Austausch von 1n
form<ltionen sowie von Know-how zur Begren
zung der Bel<lstungen ist vorgesehen. Bleifreies 
Ben~in an den Tra;sitrouten s;1I durch die Signa
tarstaaten gewährleistet werden. 

Sicherlich: Wir in Österreich haben die Werte. 
die als Ziel der neunziger J<lhre festgelegt wur
den. zum Teil schon erreicht. Den Skeptikern 
oder denjenigen. die diesem Protokoll nicht bei
treten können. sei ins Stammbuch geschrieben. 
daß immerhin ein völkerrechtlicher Vertrag zu
stande kam, der einen weiteren Anstieg der Stick
stoffoxid-Emissionen begrenzen kön;te. Zwölf 
Staaten haben sich darüber hinaus verpflichtet. 
die Stickstoffoxid-Emissionen um 30 Prozent zu 
verringern. Basisjahr ist ein J<lhr zwischen 1980 
und 1985. 

Hohes Haus! Der kleinste gemeinsame Nenner 
mußte gesucht werden. Das Eis ist aber gebro
chen. Ein intern<ltionales Abkommen ermöglicht 
die Verringerung der Stickstoffoxid-Emissionen 
auch bei unseren ;-..!achbarn. Vor allem werden 
Kontrollen möglich sein. nachdem das europäi
sche Meß- und Auswertungsprogrammteam 
EivlEP Modelle zur jährlichen Berechnung der je
weiligen nationalen Stickstoffoxid-Emissionen er
arbeitet und danach auch kontrolliert. 

Noch einmal: Diese Konvention ist für uns 
nicht beispielgebend. weil wir die Werte zum 
größten Teil schon erreicht haben, und zwar so
wohl für Schwefeldioxid als auch für Stickstoff
oxide. Wir müssen solchen internationalen Ver
trägen beitreten, um Signale zu setzen. um ande
re, die nicht so weit sind. zu ermuntern, zu infor
mieren und um unsere Erfahrungen zur Verfü
gung zu stellen. denn wir wollen nicht unsere in
nerstaatlichen Anstrengungen. die ja von meinem 
Vorredner bereits erwähnt wurden, sowohl bei 
den mobilen Emittenten durch Autokatalysato
ren als auch bei den Standortemittenten wie kalo
rischen Kraftwerken durch Entstickungsanlagen, 
Schwefeldioxidfilter und ähnlichem durch "Im
porte" über die Luft zunichte machen. 

Daß dies der FPÖ nicht einleuchtet und sie un
serem Antrag, keinen Einspruch zu erheben. 
nicht beitreten kann, ist mir unverständlich. 

Verehrte Frau Bundesminister! Gestatten Sie 
mir als Arbeitnehmervertreter. zu den Problemen 

des Sondermülls einiges zu sagen . .f00 000 Ton
nen fallen per anno an. 60 000 Tonnen werden 
von den Entsorgungsbetrieben Simmering ent
sorgt. Die Hochtemperaturversuchsanlage in Linz 
wird von Ihnen auch nicht gerade gefördert. Wir 
exportieren den Müll, oder er verschwindet ir
gendwohin. Es wäre an der Zeit, in dieser Frage 
zu entscheiden. 

~och etwas, verehrte Frau Bundesminister: Re
cycling ist auch Ihre Devise. Solange Sie aber nur 
~lUf Freiwilligkeit pochen. werden Sie dabei kaum 
Glück haben. Denken wir an die Lebensmitteldis
konter, die nicht einmal für Blechdosen Sammel
behälter aufgestellt haben, geschweige denn für 
die Unmengen an anfallenden Kunststoffen! Da
her wäre ein Abfallbewirtschaftungsgesetz drin
gend notwendig. 

Wir bitten Sie, so rasch wie möglich für folgen
de Projekte für die Industrie Ihre positive Ent
scheidung zy geben, zumal eier sozialpartner
schaftliche Oko-Beirat die Zustimmung zumin
dest zur ODDA-Düngeranlage in Linz bel'eits ge
geben hat. Die Agro Linz hat große Investitionen 
zur Umweltverbesserung getätigt. Die Schwefel
dioxidbelastung von dieser Folgegesellschaft der 
Chemie Linz AG wurde durch diese Anlage auf 
fast Null gebracht. 

~itrose. also Stickstoffoxide. sind um 60 Pro
zent gesunken. Es geht um weitere Investitions
schritte zur Verbesserung der Umwelt und zur 
Sicherung der Arbeit. 

Ein weiterer Punkt: Die Linzer Glasspinnerei 
Haider AG. die Tel-Mineralwolle für Isolierung. 
um Wärme einzudämmen. in Stockerau produ
ziert. hat in eine biologische Abluftreinigungsan
lage investiert - übrigens ein besonderes Know
how. das beispielgebend ist - .~lt1d wartet auf In
vestitionshilfe durch den Oko-Fonds. Eine 
Kunststoffrecyclingfirma. Uniplast Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung, in Wartberg, Ober
österreich, die auch PVC-Abfall zu Kunststoff 
verarbeitet, ohne Ausdunstung von Chlorgasen, 
erwartet sich von Ihnen Hilfe. 

Mehr Umweltbewußtsein, regulierende Maß
nahmen zur Müllvermeidung, besseres Recycling 
und vor allem gesundes Wasser in allen Lebens
bereichen schaffen möglichst unbelastete Luft bei 
den Arbeitsplätzen und in der Umwelt. Lebens
qualität neben Sicherung der Arbeit und der so
zialen Verhältnisse soll nicht nur ein nationales, 
sondern auch internationales Ziel sein. 

Der blaue Planet Erde kennt keine Grenzen. 
ünser Ziel muß es sein, eine Gesellschaft anzu
streben. die in Harmonie mit der Natur lebt. -
Das können wir nur in internationaler Zusam
menarbeit anstreben. Ein Mosaikstein dazu ist das 
Protokoll zu dem Internationalen Übereinkom-
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men von 1979 über grenzüberschreitende Luft
verunreinigung betreffend die Bekämpfung von 
Emissionen von Stickstoffoxiden oder ihres 
grenzüberschreitenden Flusses samt Technischem 
Anhang. Wir Sozialisten erheben keinen En
spruch und stimmen dieser internationalen Akti
vität m!.t Begeisterung zu. - Da~.ke. (Beifall bei 
der SPO und bei Bundesräten der GVP.) N.JJ 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Frau Bundesminister Dr. 
flemming. Ich erteile ihr dieses. 

[-i.JJ 

Bundesministerin für Lmwelt. Jugend und Fa
milie Dr. Marilies Flemming: Sehr geehrter Herr 
Präsident~ Hoher Bundesrat! Meine sehr verehr
ten Damen und Herren! ~lein sehr verehrter Herr 
Kollege Vorredner hat jetzt eine Fi.'tlle von Pro
blemen angesprochen. Es wäre reizvoll. auf jedes 
einzelne dieser Probleme intensiv einzugehen. Ich 
will Ihnen das aber ersparen. ich werde mich da
nach mit ihm persönlich zusammensetzen. (Zwi
schenrufe bei der SPÖ.) 

Also dann: HTV-Anlage. Verehrter Herr Kolle
ge, da muß ich Ihnen schon sagen: Informieren 
Sie sich bitte besser und informieren Sie vor allem 
Ihren hochverehrten Herrn Kollegen. Herrn 
Stadtrat Acker!. Er soll vor allem wissen - er 
weiß es ganz genau, er schreibt nur Briefe, in de
nen es nicht steht -: Die HTV -Anlage war eine 
Pilotanlage, wird vom Öko-Fonds mit. ich glaube. 
33 Millionen gefördert, nur bezahlen wird der 
Öko-Fonds nach Gesetz und Richtlinien eben erst 
dann, wenn Unterlagen da sind. Abgerechnet ist~ 
Auch der verehrte Herr Stadtrat Acker! muß zur 
Kenntnis nehmen: Erst braucht man Rechnun
gen. erst muß abgerechnet sein. dann werden die 
33 Millionen ausbezahlt. 

Es wird gewünscht, ein weiteres Jahr die HTV
Anlage laufen zu lassen. Großartig, weil da sind 
vielleicht noch ein paar Unklarheiten, da sollte 
man vielleicht im Betrieb noch einmal schauen. 
ob man da etwas verbessern kann. Fantastisch~ 
Nur, eine Anlage ein Jahr zu betreiben, das muß 
der Betreiber bezahlen. Das muß dann schon die 
VOEST zahlen, nicht immer nur der Steuerzah
ler, obwohl: Die VOEST lebt ja auch von Mitteln 
des Steuerzahlers, also insofern haben Sie schon 
recht. wenn Sie meinen, daß es ohnehin egal 
wäre. Aber ich würde doch meinen. ein Jahr wei
terer Betrieb muß die VOEST selbst zahlen. 

Und wenn man meint, ich möge endlich einen 
Standort festlegen: Sehr. sehr gerne! Man muß 
mir nur Standorte zur Auswahl nennen oder mir 
sagen. daß man diesen Standort will - so steht es 
im Gesetz -. dann werde ich ihn festlegen. Ver
ehrter Herr Kollege. es hindert ja den Herrn 
Stadtrat Acker! niemand daran, namens der Stadt 
Linz zu mir zu kommen und mir zu sagen: Wir 

wollen bitte hier eine HTV -Anlage nicht als Pilot
~ll1lage. nicht nur als Versuchsbetrieb. sondern als 
ständige Hochtemperaturvergasungsanlage 
keine Verbrennungsanlage. sondern Vergasungs
anlage -, wir wollen das machen. Er soll beim 
Öko-Fonds einreichen. er wird mit Sicherheit 
Unterstützung bekommen. Er muß sich nur trau
en, anzusuchen. aber davor fürchtet er sich. Er 
hat nämlich schreckliche Angst davor. daß dann. 
wenn er ansucht, alle Linzer zu ihm kommen und 
sagen: Du, böser Herr Stadtrat Ackerl, du willst. 
daß diese Anlage in Linz ist! Er fürchtet sich da
vor. deshalb spielt er es mir zu. aber ich bin eine 
mutige Frau. ich helfe ihm schon. Sagen Sie ihm. 
er muß sich nicht fürchten. (Beifall bei der Ö VP.) 

Abfallwirtschaftsgesetz. verehrter Herr Kolle
ge, auch dazu ein offenes Wort. Mein Abfallwirt
schaftsgesetz ist fertig und nicht nur das Gesetz. 
sondern fantastische fünf Verordnungen, meine 
Damen und Herren. Sie werden ab I. Jänner 
nächsten Jahres jedes Plastikflascherl entweder 
weinenden Herzens. weil es 4 S sind, in den Mist
kübel werfen müssen oder Sie, meine Herren. 
und vor allem an Sie wende ich mich. werden das 
alles zurücktragen müssen zum Kaufmann und 
dort Ihre 4 S zurückholen. 

Es gibt nur noch eine Kleinigkeit: Die Soziali
stische Partei. mein Koalitionspartner, hat noch 
nicht zugestimmt. aber es sind nur noch wenige 
Tage. nehme ich an. dann wird sie es durchgele
sen haben, und meinem Abfallwirtschaftsgesetz 
steht dann nichts mehr im Wege. meine Damen 
und Herren~ 

Zur ODDA-Anlage. meine sehr geehrten Da
men und Herren. Ich bekenne mich dazu: Mit 
dem Bürger, nicht gegen den Bürger, Information 
für den Bürger, ich habe ein "gläsernes Ministeri
um". Wissen Sie, Herr Kollege. es versteht halt 
nicht jeder. so wie es natürlich die verstaatlichte 
Industrie gewöhnt ist. Sie macht zwar Gewinne. 
und angeblich macht die Chemie Linz Gewinne, 
und sie erwartet sich trotzdem 112 Millionen 
Förderung aus Steuergeldern: eine Anlage. die 
bereits steht. Dünger produziert. Da gibt es Leu
te. die meinen, daß Düngemittel ohnehin schon 
in ausreichendem Maße in unseren Böden sind. 
Aber wir fördern mit 112 Millionen Schilling eine 
Anlage, die schon steht, schon produziert, Dün
gemittel produziert, die nicht unbedingt jeder 
will. 

Ich habe versprochen, dieses Thema noch ein
mal in aller Öffentlichkeit, in Linz - Herr Kolle
ge, ich lade Sie dazu ein - zu diskutieren, LInd ich 
lasse es mir nicht nehmen, die Bevölkerung so zu 
informieren. daß sie Entscheidungen von mir 
dann auch versteht. Das mag ein anderer Stil sein. 
(Beifall bei der Ö VP.) 
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Herr Kollege Jürgen Weiss aus Vorarlberg hat 
oft über Ozon gesprochen. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ozon - da muß man auch 
einmal die Wahrheit sagen - ist ein Sekundär
schadstoff. Es entsteht unter Sonneneinwirkung 
aus den Primärschadstoffen NO~ und Kohlenwas'-
serstoffen. Wir müssen also. wenn wir die Ozon
belastung überhaupt in den Griff bekommen wol
len. auf die Primärschadstoffe greifen. Und ich 
gebe schon zu. Herr Kollege. es ist sehr bedauer
lich, wenn ein solches NO \.-Protokoll nichts an
deres vorsieht als das Einfrieren der derzeitigen 
Emissionen. Emissionen 19R7 bis 1994. Das~ ist 
wirklich erschreckend wenig. 

Ich gebe Ihnen schon recht. Nur. wissen Sie. 
was das in der Praxis heißt für Staaten. für die 
Oststaaten wie die Tschechoslowakei. Ungarn. 
Bulgarien et cetera? Wir haben in Bulgarien die
ses NO\. -Protokoll unterschrieben, und es gab 
auch - Sie haben zu Recht bedauert. daß es eini
ge Staaten gibt. die es nicht unterzeichnet haben 
- einige Staaten. und darunter war Österreich. 
die sich bereit erklärt haben. darüber hinaus eine 
politische Willenserklärung abzugeben. nicht ei
nen völkerrechtlich verbindlichen Vertrag wie elas 
NO,,-Protokoll. sondern eine Deklaration von So
fia. und zu einer Reduktion um 30 Prozent zu 
kommen. Nur elarf ich Ihnen sagen, was das zum 
Beispiel die Bundesrepublik Deutschland kosten 
wird? - 12 Milliarden D-Mark in den nächsten 
Jahren! 

Jetzt muß man auch ganz echt und ehrlich sa
gen. Die Oststaaten haben dieses Geld nicht. sie 
haben katastrophale NO,-Emissionen. weil ihr 
Wagenpark eine Katastrophe ist, weil sie gar nicht 
das Geld haben. um ein vernünftiges Auto wie 
etwa Mercedes oder Volvo mit einem Katalysator 
zu kaufen. Sie kaufen weiterhin aus Rußland ka
tastrophale Wagen. und wenn wir Glück haben 
oder, ich würde sagen. wenn wir Pech haben. 
dann kaufen sie uns unsere alten gebrauchten 
Wagen ohne Katalysatoren ab. Das wird dann ein 
großer Gebrauchtwagenmarkt dort unten wer
den. Jetzt stellt sich für uns. für die industriali
sierten Staaten sehr wohl die Frage: Was machen 
wir jetzt? Sind wir bereit. diesen Staaten zu hel
fen, finanziell zu helfen? 

Wir ,.importieren" Schadstoffe nicht nur von 
den industrialisierten Staaten aus dem Westen -
die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich. 
England haben weitaus höhere NOx-Emissionen 
als wir, ganz zu schweigen von den Kohlenwasser
stoffemissionen -. wir .. importieren" da bitte 
auch von den Oststaaten - Tschechoslowakei. 
Ungarn haben weitaus höhere Emissionen als 
Österreich -, wir importieren von beiden Seiten, 
und da gibt es jetzt die Idee eines großen interna
tionalen Umweltfonds. in den alle Staaten einzah
len müssen. vor allem die industrialisierten Staa-

ten. Ich werde in wenigen Tagen, vom 5. bis 
7. November. wieder bei der großen Klimakonfe
renz in Den Haag mit dabei sein. wo es um diesen 
Cmweltfonds gehen wird. 

Es wird auch die Frage sein. ob Österreich be
reit ist. da mitzumachen und in diesen Fonds ein
zuzahlen. Meine Damen und Herren! Wir werden 
dann der österreich ischen Bevölkerung, dem 
österreichischen Steuerzahler erklären müssen, 
warum es notwendig. dringend notwendig ist. 
Gelel einzuzahlen. damit nämlich Staaten wie die 
Tschechoslowakei. Ungarn oder Bulgarien im
stande sind. solche Verträge überhaupt zu unter
zeichnen. Es ist bedauerlich. daß die Oststaaten 
nicht unterzeichnen. aber sie können es nicht, 
weil sie die Verträge nicht einhalten können. Da
her muß man ihnen finanziell helfen. oder wir 
sagen: Wir sind bereit. weiterhin ihre Abgase zu 
schlucken. 

Meine Damen und Herren! Umweltschutz ko
stet Geld. Wir brauchen mehr Geld, mehr Tech
nik. mehr Wissen. Wir müssen denen. die es nicht 
haben, helfen. oder wir müssen weiterhin ihre 
Abgase schlucken. 

Zur Ozonbelastung - man muß auch diesbe
züglich eier Bevölkerung die Wahrheit sagen -: 
Sicher gibt es die Abgasfahnen der großen Bal
lungsräume - ganz. ganz sicher. Es gibt die Ab
gasfahne von Wien. die trifft sich bei Illmitz im 
Burgenland, da hat das Umweltbundesamt eine 
:Vleßstelle, Österreich liegt in der Abgasfahne der 
großen Industriezentren Westdeutschlands und 
Frankreichs, wir kriegen elas alles. 

\'leine Damen und Herren! Man weiß. daß wir, 
selbst wenn wir heute die NOx- und Kohlenwas
serstoffemissionen um bis zu 80 Prozent reduzie
ren - selbst wenn wir das tun. ab sofort, was 
völlig unrealistisch ist -, das Problem erst im 
Jahre 2050 in den Griff kriegen werden. - Auch 
das ist ein Teil der Wahrheit, den man der Bevöl
keru!:lg sagen muß. - Danke schön ... (Beifall bei 
der OVP und bei Bllndesrälel1 der FPO.) {·U2 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von eier Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht 
der FalL 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b sei m m II n g beschließe der Bun
desrat mit Stimmenmehrheit. gegen den Beschlllß 
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des Nationalrates k (' i fl eilE i f1 S P r Ci c h zu 
erheben. 

7. Beschluß des Nationalrates vom 17. Oktober 
1989 betreffend ein Konzertierungsabkommen 
Gemeinschaft - COST über sieben konzertierte 
Aktionen auf dem Gebiet der Umwelt samt An
hängen A, Bund C (1037 und 1070/NR sowie 
3744/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
bngen nun zum 7. Punkt der Tagesordnung: 
Konzertierungsabkommen Gemeinschaft 
COST über sieben konzertierte Aktionen auf 
dem Gebiet der Umwelt samt Anhängen A, B 
und C. 

Berichterstatterin ist Frau Bundesrätin Marko
witsch. Ich bitte sie um den Bericht. 

Berichterstatterin Helga Markowitsch: Sehr ge
ehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Bundes
ministerin! Meine Damen und Herren! Mit dem 
Konzertierungsabkommen Gemeinschaft 
COST über sieben konzertierte Aktionen auf 
dem Gebiet der Umwelt beabsichtigt die Europäi
sche Wirtschaftsgemeinschaft, gemeinsam mit 
den interessierten COST-Mitgliedstaaten die lau
fende europäische Umweltforschung zu koorcli
nieren und durch Austausch der Forschungser
gebnisse sowie durch Setzen neuer Schwerpunkte 
die bisherigen Ergebnisse zu verbessern. 

Die Teilnahme Österreichs an drei von insge
samt sieben zwischen der EWG und COST -Mit
gliedstaaten konzertierten Aktionen auf dem Ge
biet der Umwelt ermöglicht Österreich, seine 
Forschungsergebnisse auf diesem Gebiet einzu
bringen und die österreichischen Erfahrungen 
durch die Forschungsergebnisse anderer europäi
scher Länder zu ergänzen beziehungsweise neue 
Erkenntnisse zu gewinnen. 

Die Republik Österreich wird an den CaST
Aktionen 612/2 Auswirkungen der Luftver
~~hmutzung auf terrestrische und aquatische 
Okosysteme, COST 641/2 organische Mikro
schadstoffe in der aquatischen Umwelt und 
COST 681/2 Behandlung und Verwendung von 
Klärschlamm und von flüssigen Abfällen aus der 
Landwirtschaft mitwirken. 

Überdies ermöglicht die Beteiligung an den 
<;;:OST -Aktionen eine optimale Vorbereitung 
Osterreichs für eine Teilnahme an den EG-Um
weltprogrammen für Wissenschaft und Technolo
gie (STEP) und dem europäischen Programm für 
Klimatologie und natürliche Risken (EPOCH). 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset
zen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur 

Überführung des Vertragsinhaltes in die inner
staatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für Familie und Umwelt hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
30. Oktober 1989 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen. keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für Familie und Umwelt somit den An
t rag. der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
17. Oktober 1989 betreffend ein Konzertierungs
abkommen Gemeinschaft - CaST über sieben 
konzertierte Aktionen auf dem Gebiet der Um
welt samt Anhängen A. Bund C wird kein Ein
spruch erhoben. 

Vizepräsident Waltel' Strutzenberger: Wir ge
hen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Strimitzer. Ich erteile ihm dieses. 

j·U5 

Bundesrat Dr. Martin Strimitzer (ÖVP, Tirol): 
Herr Präsident! Frau Bundesminister! Hohes 
Haus! Es ist irgendwie eigenartig. daß sich in den 
gesamten parlamentarischen Unterlagen für die 
Materie. die Gegenstand des vorliegenden Geset
zesbeschlusses des Nationalrates ist. also weder in 
der Regierungsvorlage selbst noch im Bericht des 
Umweltausschusses des Nationalrates. eine Defi
nition für den Begriff "COST" findet. Die zustän
digen Ressorts und Beamten sind offensichtlich 
von der Erwägung ausgegangen, daß die Parla
mentarier und die Öffentlichkeit entweder ohne
hin wissen, was dieser Begriff bedeutet. oder -
andere Variation - es nicht unbedingt wissen 
müssen. 

Ich möchte aber doch zunächst einmal kurz 
nachholen, wenn Sie gestatten, was bei der Aufbe
reitung der Sache offensichtlich versäumt worden 
ist, nachdem es mir in den heutigen Ausschußbe
ratungen am Vormittag gelungen ist, meine Neu
gier befriedigt zu bekommen. Ich hätte mir jeden
falls nicht gerne vorwerfen lassen wollen. im 
Grunde genommen nicht einmal zu wissen. wo
von ich spreche. (Bundesrat Sc h ach II e r: Da 
gibt es viele Lewe. die bequem damit leben!) 

Also: Was bedeutet "COST'? - Meine Damen 
und Herren! COST ist die Abkürzung für Coope
ration Europeenne dans le Domaine de la Re
che~che Scientifique et Technique. (BeifaLL bei der 
SPO. - Bundesrat 5 c ha eh n e r: Jetzt ~vissell 
wir endlich. daß Sie Französisch können.') Herr 
Kollege, also jetzt habe ich Ihnen den französi
schen Begriff für die Abkürzung CaST geliefert. 
Ich liefere Ihnen natürlich gerne, Herr Kollege. 
auch meine höchstpersönliche deutsche Überset-
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zung nach, von der ich hoffe, daß sie sich von der 
Richtigkeit nicht allzuweit entfernt. Also ich wür
de meinen, das müßte heißen: Europäische Zu
sammenarbeit auf den Gebieten der wissenschaft
lichen und technischen. technologischen For
schung. (Bundesrat Dr. 0 g r i s: Darüber haben 
wir schall öfters gesprochell!) 

;-..run. es handelt sich bei COST. meine Damen 
und Herren, im Grunde eigentlich nur - (Bull
desrat Ing. /V i g I: Um ein gllfes Essen ill Frank
reich.') nicht um ein Essen, Herr Präsident - um 
einen Beschluß des Großteils nämlich aller euro
päischen Forschungsminister. der zu Beginn der 
siebziger Jahre gefaßt worden ist und der die wis
senschaftliche und technologische Zusammenar
beit der europäischen Staaten - also nicht nur 
der EG - vOl"gesehen hat. 

Es liegt also, wie man mich aufgeklärt hat, be
wußt kein völkerrechtlicher Vertrag zwischen den 
Staaten vor. die sich zu diesem Beschluß bekannt 
haben. 

Österreich hat bei COST von Beginn an mitge
wirkt. Der COST beigetreten ist etwa sogar Jugo
slawien und, wenn ich richtig informiert bin, auch 
Ungarn. (Buildesrat Ing. N i g I: Die 
"COST"-Geher!! "COST'-Geher. ja; sehr gute 
ergänzende Definition. Unbestreitbar ist, daß sich 
die EG als eigenes Völkerrechtssubjekt in beson
derem Maße der COST bedient und sehr viele 
eigene Initiativen für aktuelle Forschungsvorha
ben entwickelt hat. (Buildesrat Dr. 0 g r i s: Auch 
\Vif tlll1 das.') Diese Initiativen der EG gehen be
wußt - jawohL Herr Professor. ich akzeptiere 
das durchaus. was Sie hier sagen. ich werde später 
auch darauf zurückkommen -. diese Initiativen 
der EG gehen bewußt über die Begrenzung auf 
die EG-Mitgliedsländer hinaus und sollen eben 
auch den Nicht-EG-Mitgliedsländern in jenen 
wissenschaftlichen Bereichen offenstehen, die 
den ganzen Kontinent in gleicher Weise berüh
ren, also nicht nur von nationalem Interesse sind. 
sondern eben grenzüberschreitende Dimensionen 
haben. 

Es hat bereits am 10. Dezember 1984 einen Be
schluß des Rates der EG gegeben. fünf konzer
tierte Aktionen auf dem Gebiete der Umwelt zwi
schen der EG und einigen nicht der EG angehöri
gen COST-Ländern durchzuführen. Diese Aktio
nen, die ihrerseits freilich, möchte ich sagen, ei
nes Durchführungsabkommens bedurft haben, 
sind Ende 1985 ausgelaufen und haben sehr viel 
versprechende Ergebnisse gezeitigt, Ergebnisse, 
die nun den EG-Rat ermutigt haben, am 10. Juni 
1986 neuerlich sieben mehrjährige Forschungs
und Entwicklungsprogramme auf dem Gebiet der 
Umwelt zur Durchführung konzertierter Aktio
nen anzubieten. 

Diese Aktionen betreffen - wenn ich sie Ihnen 
kurz zur Kenntnis bringen darf -: erstens das 
physikalisch-chemische Verhalten atmosphäri
scher Schadstoffe, zweitens Auswirkungen der 
Luftverschmutzung auf terrestrische und aquati
sche Ökosysteme, drittens organische Mikro
schadstoffe in der aquatischen Umwelt, viertens 
die Behandlung und Verwendung von Klär
schlamm und flüssigen Abfällen aus der Land
wirtschaft, fünftens küsten nahe benthonische 
Ökosysteme. sechstens Luftqualität in Innenräu
men und ihre Wirkung auf den Menschen, sie
bentens den Artenschutz. tvlit dem vorliegenden 
Beschluß des Nationalrates wird sich Österreich 
nun an drei dieser sieben Aktionen beteiligen. 
IlJmlich - die Frau Berichterstatterin hat es ja 
bereits aufgeführt - an den COST-Aktionen 
COST 612/2, Auswirkungen eier Luftv~.rschmut
zung auf terrestrische und aquatische Okosyste
me. COST 641/2. organische Mikroschadstoffe in 
der aquatischen Umwelt, und COST 68112, Be
handlung und Verwendung von Klärschlamm 
und flüssigen Abfällen in der Landwirtschaft. 

Was ist nun der Sinn der ganzen Sache? Auch 
das hat die Frau Berichterstatterin im wesentli
chen bereits aufgezeigt. Österreich hat die Mög
lichkeit - und daher ist Ihnen, Herr Professor, 
durchaus beizupflichten. wenn Sie gesagt haben, 
daß wir selber im Rahmen der CaST natürlich 
auch entsprechende Forschungen durchführen 
-. seine eigenen Forschungsergebnisse auf die
sen Gebieten einzubringen. 

Ich denke in diesem Zusammenhang etwa nur 
an den Klärschlamm. der bis vor wenigen Jahren 
ja noch als eine ganz wichtige Grundlage für die 
Düngung und die Bodenverbesserung angesehen 
worden ist, zwischenzeitlich aber hinsichtlich sei
ner Umweltauswirkung doch noch mit fortschrei
tender Skepsis, wenn ich mich so ausdrücken 
darf, betrachtet wird. (Bundesrat Sc h ach n e r: 
Herr Kollege! Welche Erfahrungen haben wir 
Öscerreicher einzubringen? Wie eFllsorgen ~rir 
Klärschlamm?) Wir haben jedenfalls die Erfah
rung einzubringen. die wir im eigenen Bereich 
mit Klärschlamm gemacht haben, ohne daß ich 
mich jetzt (Bllndesrat 5 c ha c h Il e r: Unsere Er
fahrwzgell sind die, daß wir flicht wissen. ~vas l1'if 
damit anfangen sollen.'). Herr Kollege. auf techni
sche beziehungsweise wissenschaftliche Detailer
fahrungen einlassen kann, weil diese mir persön
lich natürlich fehlen. 

Österreich hat jedenfalls die Möglichkeit, die 
eigenen Erkenntnisse und Forschungsergebnisse 
einzubringen. und andererseits können natürlich 
im Rahmen der Konzertierungsaktion die öster
reichischen Erfahrungen durch die Forschungser
gebnisse anderer europäischer Länder ergänzt be
ziehungsweise können vielleicht sogar völlig neue 
Erkenntnisse gewonnen werden. 
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Meine Damen und Herren! Ganz abgesehen 
einmal von den für den .Umweltschutz selbst un
erhört wichtigen Folgerungen, die sich aus der 
Teilnahme Österreichs an diesen Aktionen erge
ben können und werden, bedeutet die österreichi
sche Teilnahme - ich glaube. das sollte durchaus 
unterstrichen und darf nicht übersehen werden -
natürlich auch einen weiteren wichtigen. unge
heuer politischen Schritt in Richtung europäische 
Integration. Gerade da zeigt sich doch wirklich 
schlagend. wie befruchtend für ganz Europa es 
ist. wenn den einzelnen Staaten unseres Konti
nents - wohlgemerkt: bei voller Aufrechterhal
tung ihrer Eigenverantwortung für die von den 
nationalen Organen und Stellen durchgeführten 
Forschungen Gelegenheit gegeben ist. im interna
tionalen Feld mitzuarbeiten und dabei sowohl zu 
geben als auch zu nehmen. 

Es geht ganz einfach darum. im Wege interna
tionaler europäischer Kooperation mittels ge
meinsam erarbeiteter wissenschaftlicher For
schungsergebnisse sehr konkrete Maßnahmen zur 
Beseitigung oder Hintanhaltung schädlicher Um
welteinflüsse beziehungsweise Erhaltung einer 
gesunden Umwelt in allen Staaten. die dem Kon
zertierungsabkommen beigetreten sind, auszulö
sen. 

Abgesehen von dem Klärschlammproblem. das 
ich bereits erwähnt habe: Es müssen alle europäi
schen Länder - einschließlich Österreichs - an 
der Aufrechterhaltung beziehungsweise Verbes
serung des hygienischen Zustands unseres 
Grund- und Trinkwassers und an einer Vermin
derung der Belastung unserer Fließgewässer mit 
organischen Schadstoffen beziehungsweise an 
Maßnahmen gegen das weitere Waldsterben in
teressiert sein. Die positiven Erfahrungen. die 
Österreich selber bereits bisher - wenn ich etwa 
an unsere Seenqualität denke. die im Hinblick auf 
die adriatische Misere ja heuer zu einem östen'ei
chischen Fremdenverkehrsboom ohnegleichen 
geführt hat - mit seinen eigenstaatlichen Maß
nahmen erzielen konnte, werden andere Länder 
sicher gerne für sich aufgreifen. 

Natürlich. meine Damen und Herren, kostet 
das ganze auch Österreich etwas. Wir müssen kla
rerweise unseren finanziellen Beitrag zu den ge
meinsamen Forschungsaktionen leisten. Das ist 
selbstverständlich. Die Koordinationskosten 
Österreichs werden sich pro CaST-Aktion auf 
zirka 900 000 S - also rund eine Million - be
laufen, aber ich würde doch gerne hinzufügen 
wollen, daß uns das nicht zu beunruhigen 

braucht. Denn würden wir isoliert - also auf uns 
allein gestellt - forschen müssen. dann wäre der 
Aufwand sicherlich um ein Vielfaches höher. Wir 
können nämlich jedenfalls mit einem Gewinn an 
Zeit und an Einsparung eigener Forschungsmit
tel. insbesondere durch Vermeidung kostspieliger 
Parallelaktivitäten. rechnen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie 
nicht weiter belasten, sondern nur noch anmer
ken: Wir von der ÖVP-Fraktion sagen zu diesem 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates ein vorbe
haltloses Ja und werden ihn logischerweise nicht 
beeinspruchen. - Ich danke Ihnen für Ihre Auf
merksamkeit. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. J 1+.5/\ 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s ti 111 111 Il /1 g beschließe der Bun
desrat mit Stimmcneiflhelligkeit, gegen den Be
schlllß des Nationalrates k ei 11 e 11 Ein -
s p r Il C h ZlI erheben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Die Ta
gesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt, daß in der heutigen Sit
zung insgesamt zwei Anfragen, und zwar 656/J 
und 657/J. eingebracht wurden. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftlichem Wege erfol
gen. Als Sitzungstermin ist Donnerstag, der 
23. November 1989, 9 Uhr, in Aussicht genom
men. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kommen 
jene Vorlagen in Betracht, die der Nationalrat bis 
dahin verabschiedet haben wird. soweit sie dem 
Einspruchsrecht des Bundesrates unterliegen. 

Die Ausschußvorberatungen sind für Dienstag. 
den 21. November 1989. ab 15.30 Uhr vorgese
hen. 

Die jetzige Sitzung ist ge s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 14 Uhr 59 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 0·B5 <} 
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